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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des fünften

allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Neunundzwanzigste ordentliche Sitzung.
Oldenburg , den 17. April 1858 . Vormittags 10 Uhr.

Tagesordnung : Fernerer Berichts des Revisions-Ausschusses über den AbschnittV. des Staatsgrundgesetzes von der
Religionsübung und den Religtonsgesellschasten (Anl . SS) .

Vorsitz : Präsident Zedelius.

^ ) ie Sitzung beginnt 10 */ , Uhr . Anwesend am Ministcr-
tische : die Herren Staalsrath von Rössing,  Regierungs-
Kommissare Bucholtz und Runde.

Präsident : Die Sitzung ist eröffnet und ich ersuche den
Herrn Schriftführer , das Protokoll der letzten Sitzung zu
verlesen.

Abg . Janßen : (Verliest das Protokoll . Bei Verlesung
dcS Resultats der namentlichen Abstimmung .) : Hier erlaube
ich mir die Bemerkung , daß gestern wahrscheinlich die Namen
bei der namentlichen Abstimmung nicht ganz richtig verzeichnet
worden sind, weshalb ich bitte , falls ein Jrrthum mit unter¬
gelaufen sein sollte , solches zu bemerken . (Nach Verlesung
der Namen Zuruf vom Abg . Strackerjan  II . : der Abg.
Strödt hoff  hat mit dafür gestimmt ! Zuruf vom Abg . von
Wedderkop:  Ich auch ! Abg . Strackerjan  II . : v. Web¬
ber ko  p ist genannt !)

Präsident : Wird etwas erinnert gegen das Protokoll?
Da das nicht der Fall ist, erkläre ich dasselbe für genehmigt.
Bevor wir zur Tagesordnung übergehen , ertheile ich dem
Herrn Reg .-Kommissar Bucholtz das Wort.

Regierungskomm . Bucholtz : In Beantwortung der vom
Abg . Wibel  II . in der 25 . Landtagssitzung gestellten Inter¬
pellation habe ich den Herren nachfolgende Mitthcilung zu
Machen:

„Die in der 25 . Sitzung des allgemeinen Landtags
vom Abgeordneten Wibel  II . begründete Interpellation
soll eine Erklärung der Staatsregierung darüber veran¬
lassen : wie weit die Vorbereitungen zur Erfüllung der
im Artikel 61 . des StaatSgrundgcsetzes gegebene Ver¬
heißung , wozu namentlich eine Vermessung und Catastri-

28.

rung des Grundeigenthums zu zählen ist , vorgeschritten
sind und wann daS neue Steuergesetz für daS Fürsten¬
thum Lübek zu erwarten ist?

Die Vorbereitungen zur Erfüllung der im Art . 6t.
gegebenen Verheißung sind und werden so weit getroffen,
daß dem Provinziallandtage des Fürstenthums eine Vor¬
lage darüber wird gemacht werden können ; und hängt
es also von den Verhandlungen mit und bei diesem ab,
ob und wann ein neues Steuergesetz erlassen werden
kann.

Zu diesen Vorbereitungen kann aber die Staatsregie¬
rung die Vermessung , Bonitirung und Catastrirung deS
Grundeigenthums nicht zählen , da diese schon vorauS-
setzt, daß die Grundsteuer neu vertheilt werden soll, und
zwar nach bestimmten Momenten , welche nur durch die
Vermessung und Bonitirung geschaffen werden können.
Die Frage , wie die Grundsteuer neu veranlagt werden
soll , ist ohne Bethciligung der Vertretung des Fürsten¬
thums nicht zu beantworten . Zn der Theorie ist diese
Frage keineswegs schon schlüssig erledigt und die Praxis
hat schon verschiedene Wege eingeschlagen : Kaufpreis,
Pachtwerlh , Rohertrag , Reinertrag des steuerpflichtigen
Grundstücks sind nach und nebeneinander als der richtige
Maßstab zur Ermittelung des Steuerkapitals angesehen
worden , ohne daß der Erfolg den gehegten Erwartungen
vollständig entsprochen hätte.

Die neue Veranlagung der Grundsteuer , wenn sie auf
Special - Vermessung und Bonitirung gegründet werden
soll, erfordert einen sehr großen Kostenaufwand , und dieser
gerade macht es nothwenvig , schon beim Anfänge der
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Arbeit daS Ganze übersehen zu können, da der Verthei-
lungssuß auf die Kosten von großem Einfluß ist. Zn
Betreff der Kosten sind im Fürstcnthum Birkcnfeld Er¬
fahrungen gemacht, welche dringend auffordern, alle Um¬
stände vor dem Beginnen der Arbeit sorgfältig zu erwä¬
gen. Dabei ist der Rath und die Ansicht der Steuer¬
pflichtigen, und mithin des deren Interesse vertretenden
Provinziallandtags, weniger zu entbehren, als kaum in
irgend einer Angelegenheit, und daher ist es der Staatö-
rcgierung unmöglich gewesen, einseitig mit der Special-
Vermessung und Bonitirung vorzugehcn, selbst wenn
dazu die Mittel in der Landeskasse des Fürstenthums
vorhanden waren, was nicht der Fall ist.

Es hat nämlich die gänzliche Vollendung deö seinem
Abschlüsse ganz nahe stehenden neuen Grundsteuer-Regi¬
sters in Dirkenfeld einen Aufwand von über 120,000
Thlr. erfordert und die Regierung schlägt den Aufwand
für die Erhaltung desselben aus jährlich 2200 Thlr. an,
denen jedoch der Gehalt des der Regierung beigegebenen
höheren Catasterbeamten hinzugeht, so daß allerwcnigstens
jährlich 3000 Thlr. für die Erhaltung des Catasters auf¬
zuwenden sind.

Der große Aufwand, welcher im Fürstcnthum Birken-
seld erforderlich gewesen ist, rührt wesentlich von der
übergroßen Parzellirung des Bodens her. Das Fürsten-
thum hat auf die lü Meile etwa 40,000 Parzellen, wäh¬
rend hier im Herzogthum nur etwa 5000 und im Für¬
stenthum Lübek vielleicht noch weniger sein werden,
wert hier die Landwinhschaft mehr auf größeren Wirth-
schaftscomplexen getrieben wird. Die Kosten werden da¬
her nicht so groß sein, wie in Birkenfeld, aber immer
noch erheblich genug, um genau zu erwägen, ob nicht
Einrichtungen getroffen werden können, mit denen eme,
billigen Ansprüchen genügende, andcrweitc Verthellung
der Grundsteuer ohne specielle Vermessung der Grund¬
stücke herzustellen ist. Und dies noch um so mehr, als
so wie in Birkenfeld die Grundsätze, nach welchen das
Cataster eingerichtet und die Grundsteuer vertheilt ist, mit
denjenigen übereinstimmen, nach welchen in den benach¬
barten Theilen der Preußischen Monarchie— mit denen
das Fürstenthum auch hinsichtlich der indirekten Steuern
verbunden ist — verfahren werden, ebenso auch für das
Fürstcnthum Lübek die möglichste Uebereinstimmung mit
Holstein, mit welchem dasselbe ebenfalls zu einem Zoll-
vcrdande vereint ist, nicht außer Acht gelassen werden
darf. Denn jede Steuer wird desto leichter getragen,
gleicht sich desto vollständiger aus , je länger sie besteht
und je größer der Bezirk ist, in welchem sie erhoben
wirb. Dabei kommt der relativ sehr geringe Betrag, der
jetzt im Fürstenthum Lübek bestehenden Grundsteuer in
Betracht.

Zm Fürstenthum Birkenfeld beträgt die Grundsteuer(in
welcher die Gebäudesteuer mit begriffen ist) mit den Zu¬
satz-Centimen für den Staats -, Unwerihe-, Cultus-, Ca-

taster- und Straßen- und Brückenbau-Fonds und für die
Hebungsremisen(zusammen 56^ Zusatz-Centimen) etwa
29,000 Thlr. oder auf 9 n>Meilen etwa 3220 Thlr. pr»
o Meile. — Zm Herzogthum Oldenburg betragen die
Grund- und Gebäudesteuernetwa 196,000 Thlr. oder
für 98 lü Meilen etwa 2000 Thlr. pro o Meile. — Zm
Fürstcnthum Lübek, wo noch keine Gebäudesteuer besteht,
beträgt die Grundsteuer etwa 5540 Thlr. auf 8 II Meilen
oder 692 Thlr. pro ^ Meile.

Es haben übrigens hier nur die Gründe ausgesprochen
werden sollen, aus welchen die Staalsregierung mir spe-
cieller Vermessung und Bonitirung im Fürstenthum Lübek
nicht hat Vorgehen können, nicht aber schon eine be¬
stimmte Ansicht darüber, wie die Steuerregclirung über¬
haupt am zweckmäßigsten zur Ausführung gebracht wer¬
den kann, indem bei dieser Frage im Allgemeinen noch
manche andere Umstände in Erwägung kommen können."
Präsident : Die Interpellation des Abg. Wibel  II.

und Genossen hat hiermit ihre Erledigung gefunden, vorbe¬
hältlich, wie sich von selbst versteht, etwaiger besonderer An¬
träge von Seiten der Herren Interpellanten. Wir gehen zur
Tagesordnung über, der Fortsetzung der Berathung des Be¬
richts des Revisionsausschusscs über den V. Abschnitt des
Staatsgrundgcsetzes. Zch ersuche den Herrn Berichterstatter
Seite 17. des Berichts mit Den Bemerkungen zu Art. 76.
fortzufahren.

Berrchterst. Ruder : (verliest: „Art. 76. mit den An¬
trägen Nr. 13. und 14. und deren Begründung bis in den
letzten Theil des 2. Absatzes des Art. 76. u. s. w.

Präsident : Ich eröffne die Berathung hierüber.
Abg. Mölling : Ich bitte um's Wort.
Präsident : Abg. Mölling  hat das Wort.
Abg. Mölling : Zch kann mit der Streichung des Sa¬

tzes, welchen der Ausschuß dahln vorschlägt, daß keine Rkli-
gionsgesillschaft vor der andern Vorrechte vom Staate ge¬
nießen soll, mich nicht einverstanden erklären, der Ausschuß sagt
selbst, es könne im ersten Augenblicke bedenklich erscheinen,
diese Worte zu streichen. Zch nehme das an. Er hebt aber
die Besorgniß damit, daß volle Gleichberechtigung jeder Re-
ligionsgesellschaft in politischen und bürgerlichen Rechten aus¬
drücklich vom Staatsgrundgesetz anerkannt sei. Ich finde
nicht im Staatsgrundgesetz, daß diese Gleichberechtigung in
Bezug auf Staats - und bürgerliche Rechte darin enthalten;
ich finde wohl, daß jede Religionsgesellschaft ihre Angelegen¬
heiten selbstständig ordnen kann, ich finde Glaubens- und
Gewissensfreiheit gesichert, finde aber nicht diesen Grundsatz
so klar im Staatsgrundgesetzausgesprochen, daß er entbehrt
werden könnte, da zwar Freiheiten eine Bevorrechtungder
einen Religionsgescllschast vor der andern nicht ausschlie-
ßcn, ja, ich glaube, und wir werden sehr bald dahin kommen,
daß die Aufhebung dieses Grundsatzes praktische Anwendung
sehr bald erhalten wird. Ich adoptire, was der Ausschuß
sagt, daß dieser Satz , wenn er übelflüssig wäre, stehen blei¬
ben könnte. Nun, meine Herren! ist er auch etwas lieber-
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flüssiges , Unschädliches , warum wollen Sie ihn nicht stehen
lassen ? Der einzige Grund , welchen der Ausschuß anzieht,
weshalb er die Streichung wolle , nemlich , daß eine Reli-

gionsgenoffknschaft vor der andern bei Geldunterstützungsange-
legcnheiten eine Bevorzugung in Anspruch nehmen oder er¬
kalten könne , daß also in einer Bevorzugung bei Geldun¬

terstützung ein Vorrecht enthalten wäre , oder gesunden wer¬
den könne , scheint mir so unbedeutend , daß er gegen die

Wichtigkeit des Satzes nicht in Betracht kommt . Wenn aber

gesagt wird , daß die jüdische Kirche größere Unterstützungen
bedürft und erhalten habe , als die katholische und evange¬
lische, daß sie diese Unterstützung bisher erhalten hatte und
auch noch ferner bedürfe und daß darin eine Bevorzugung

gefunden werden könne , so muß ich darauf Hinweisen , daß
das Wort „Bevorzugung « nicht mit „ Vorrecht " eins ist und

daß man z. B . von einem Privatmann , der den Einen mehr
unterstützt als den Andern , unmöglich er sagen kann , daß
damit dem Einen mehr Rechte gegeben habe , als dem An¬

dern , daß man von dem nicht wird sagen können , er sei in
der Folge verpflichtet , mehr zu geben . Diesem nach und da
weitere Gründe vom Ausschuß nicht angeführt sind , muß ich

Ihnen Denn doch anheim geben , ob Sie eine so große staats-

grundgesetzliche Bestimmung , nämlich , daß alle Konfessionen
gleich berechtigt sind, daß keine vor der anderen ein Vorrecht
habe, kurzweg streichen wollen , ich vermag es nicht.

Abg . Wibel II . : Mir scheint von dem Herrn Vor¬
redner übersehen zu sein , daß die letzten vier Worte des in

Frage stehenden Artikels bleiben sollen : „ es besteht keine
Staatskirche " — darin finde ich im Allgemeinen die eine
Kirche vor der Bevorzugung der andern  gewahrt . Im

klebrigen scheint mir das bloße Besorgniß , wovon uns der

Herr Vorredner keine weitere Begründung gegeben hat , das
Besorgniß nemlich , daß dennoch einer einzelnen Kirche Vor¬
rechte der andern gegenüber gegeben werden mögen und zwar
ungeachtet der vorhergehenden Artikel des Staatsgrundge-
sctzeS, nicht so gewichtig zu sein, daß dadurch bas vom Aus¬
schuß hervorgchobene Bedenken überwogen werden könnte.
Ich kann mir nicht denken , daß Jemand es für etwas Un¬
bedeutendes und Nichtzubeachtcndes halten könnte , wenn

durch eine staatsgrundgesctzliche Bestimmung die Staatsre-
gierung in die Nothwcndrgkeit gedrängt wird , entweder das
gradezu Unzuträgliche zu thun , indem sie eine Unterstützung,
die sie der einen  Kirche nach deren Bedürfniß angeveihen
laßt , nun lediglich der Gleichstellung wegen auch einer an¬
deren  Kirche , die dessen nicht bedürftig ist, in gleicher Maaße
zugestehen müßte . Wenn die Staaisregierung nicht staats-
grundgefttzlich in eine Lage hinemgedrängt werden soll , wo
ihr der Vorwurf einer Verfassungsverletzung gemacht werden

könnte , so müssen wir in die Streichung willigen . Diese un-
zuirägliche Lage der Staatsregierung scheint so durchgreifend
maßgebend zu fein , daß , solange nicht die Bedenken , die
Streichung könne von Übeln Folgen sein , mit beff.rn Grün¬
den belegt worden , als bisher geschehen ist , ich nur für die
Streichung stimmen kann.

Mg . Wibel I . : Meine Herren ! Mr scheint, der Aus¬
schuß hat gar keinen Grund mehr für die beantragte Strei¬
chung , kaum ostensibel einen einzigen noch. Denn das , was
eben wieder für die Streichung angeführt wurde , ist ldoch
wohl hinlänglich widerlegt . Der Gedanke , von dem das
Staatsgninvgefttz ausgegangen ist , ist auch klar gewesen,
wenigstens damals , obgleich seit 1848 allerdings Manches
klarer geworden ist. Der Staat hak einen Budgeksatz für
solche Ausgaben , das heißt für den Kultus . Dieser Budget¬
satz kommt gleichmäßig allen Kirchen zu Gute ; das ist gerecht
und in einer weisen Staatsverwaltung nothwendige Vorschrift.
Zeigt sich im Staate hier und da ein leidendes Bedürfniß,
welchem nach den allgemein bestehenden Einrichtungen des
Staates nicht abzuhelfen ist , dann giebt es einen ferneren
Budgetsatz für außergewöhnliche Hülfsleistungen , für Unter¬
stützung Hülfsbedürstiger , und daraus werden derartige und
zwar natürlich nicht gleichmäßige Unterstützungen geleistet.
Das ist auch in der Ordnung , aber es darf nicht die Regel
sein , die wir hier ftstsetzen wollen . Denn es ist durchaus
nicht in der Ordnung , wenn nach Gunst die Zuschüsse aus
der Staatskasse vertheilt werden , aus Geldern , welche zwangs¬
weise von den übrigen Mitbürgern erhoben worden sind. Sie
sehen also : dieser von außerordentlichem Unterstützungsbedürf-
niß in einzelnen Fällen hergcnommene Grund ist ein nichti¬
ger . Man sagt dann zweitens , die Streichung des Satzes
wäre ungefährlich und ohne Bedeutung . Nun , m. H ., wenn
sie das wäre , so bitte ich Sie , nehmen Sie dieselbe nicht
vor , damit Sie auch den Schein vermeiden , als wollten Sie
unftrm Lande ein großes Heiligthum verkümmern oder gar
rauben , nemlich die Gleichberechtigung der Gottesverehrungen
in demselben. Man sagt von der anderen Seite , es wäre
etwas Unbedeutendes , man ließe uns ja den Satz : eine
Staatskirche finde nicht statt — m. H ., es ist eine von den
Eigenthümlichkeiten des Jahres 1852 , daß man mit den
Worten freigebig ist , sofern sie einen vielseitigen biegsamen
Sinn haben , daß man aber alle scharfen Begriffsbestimmun¬
gen , die uns die Sachen selbst geben , eben wieder entfernen
will , damit man ins weite Feld der Willkür wieder zurück¬
kehren kann . Wir würden also den Trost herben, in Olden¬
burg keine Staatskirche zu besitzen, aber bevorzugte Kirchen
hätten wir , eine oder mehrere vielleicht ? Damit sollen wir
uns trösten ? Nein , m. H ., das Wort „keine Staatskirche"
kann uns nicht darüber beruhigen , bevorzugte Kirchen zu
haben , und daß wir diese nicht haben sollen und wollen , das
ist der Sinn des Satzes im Staatsgrundgesetz , der jetzt ge¬
strichen werden soll. Von der jüdischen Kirche insbesondere
zu reden , die als Beispiel genannt wurde , so ist mir nicht
ganz außer Zweifel , ob mit Recht gesagt worden ist, daß die
jüdische Kirche Corporationsrechre bisher gehabt habe , im Lande
Oldenburg nemlich als eine Gesammlkilche ; ich weiß wohl,
daß einmal von der Staatsregierung ein Akt vorgenommen
worden ist , der dies anzuerkennen schien. Daß dahingegen
einzelne jüdische Gemeinden , wo sie sich im Lande zusammen¬
gefügt haben , CorporationSrechte besitzen, ist richtig . Ob die
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jüdische Kirche aber im Allgemeinen anerkannte Corporations-
rechte hat , ist mir wenigstens noch zweifelhaft . Zener eine
Akt, m. H . ! von dem ich sagte, ist nur , so viel ich davon
unterrichtet bin , ein solcher gewesen, der in der jüdischen Kirche
keineswegs Freude erregt hat , und wenn man jetzt sagt , die
jüdische Kirche brauche Unterstützung vom Staate mehr , als
,ede andere , so glaube ich . wird die Mehrzahl der jüdischen
Kirchengenoffen cntgegentrelcn und sagen , daran ist der Staat
schuld ; der Staat hat uns mit einer Einrichtung begabt und
größeren Kosten , als unser Wunsch war , und zwar ohne un¬
sere Einwilligung . Man überlasse auch diese Kirche sich selbst
und ihrer freien Entwickelung , und ich glaube , sie wird froh
und freudig auch hinsichtlich des Zuschusses aus der Staats¬
kasse in Gleichberechtigung treten , mir den übrigen . Noch
eine kleine Bemerkung ! Es ist im Ausschüsse vielfach der
Ausdruck „Sekten " gebraucht worden . Mag es sein, daß,
wenn das Staatsgrundgesetz erst revidirt sein wird , und die
Gleichberechtigung gestrichen ist, wir dann das Recht haben
von Sekten zu sprechen , daß ein Angehöriger einer bevorzug¬
ten Kirche eine nebenstehende Genossenschaft eine Sekte nennt;
bis dahin aber dürfen wir es nicht , wenigstens auf jeden
Fall bei denjenigen nicht , die Korporationsrechte haben . Die
stehen den anderen gleich und sind nicht Sekten neben ein¬
ander . Haben wir ferner wieder Hinweisen hören müssen
daraus , daß das Staatsgrundgesetz in Gedankenlosigkeit , wie
man jetzt glaubt , weil die Gedanken von 1848 vergessen sind,
das Wort Rcligionsgesellschaft so hingeworfen hätte , ohne
sich des Unterschiedes zwischen Rcligionsgesellschaft und Reli-
gwnsgenossenschast bewußt zu sein ; so glaube ich, haben wir
den deutlichen Beweis dagegen im Art . 77 . des Staatsgrund¬
gesetzes, wo es heißt : „ denjenigen Religionsgesellschaften,
welche bereits Genvssenschafts - Corporationsrechtc haben , wer¬
den dieselben gewährleistet und können auch andern dieselben
nur versagt werden , wenn Lehre , Disciplin oder Verfassung
dem Staatszwecke zuwiderlaufen " , daß also das Staatsgrund-
gesctz sehr wohl wußte , es giebt Religionsgesellschaften , welche
noch nicht Religionsgenossenschaften sind . Genossenschaften
waren diejenigen , denen die Staatsgewalt die Wohlthat der
Begnadigung mit Korporationsrechten verliehen schon hatte.
Zn dem Jahre 1848 nun wollte man Manches als berech¬
tigte Existenz anerkennen , aus andern Quellen , als aus dem
Born der Gnade . Nichtsdestoweniger erkannte man die Be¬
sonderheiten der Genossenschaften an , nämlich derjenigen , die
vom Staate Korpvrationsrechre erlangt hatten , aber nur in
den Beziehungen , wo Korporationsrechte wirklich noihwendig-
wurden . Ich glaube also , m. H ., wir haben nicht den ge¬
ringsten Grund , den fraglichen Satz zu streichen , viele , viele
Grunde haben wir , es nicht zu thun.

Abg . Selckmann II . : Der Herr Vorredner begann sei¬
nen Vortrag mit der Behauptung , daß der Ausschuß für
seinen Antrag keine Gründe beigebracht habe und auch bisher
keine dafür beigebracht seien. Diese Art , gegen den Antrag
des Ausschusses aufzutreten , ist freilich eine sehr leichte und
bequeme ; ich glaube aber nicht , Laß man darauf zu antworten !

braucht , da der Bericht des Ausschusses schon lange Zeit in
den Händen der verehrlichen Mitglieder des Landtags ist, und
man es daher ruhig der Beurtheilung eines jeden Einzelnen
überlassen kann , ob im Ausschußbericht Gründe für den An¬
trag vorgebracht sind, oder nicht . Ich glaube , daß der An¬
trag , welchen der Ausschuß Ihnen zur Annahme empfohlen
hat , sehr hinreichend und weit besser begründet ist, wie der
Herr Vorredner seine Ansicht zu begründen suchte. Der Herr
Vorredner suchte, — indem der Ausschuß die Streichung die¬
ser fraglichen Worte empfiehlt und ausdrücklich hervorhebt,
daß damit ein Vorzugsrecht einer einzelnen Rcligionsgesellschaft
vor der andern gar nicht ausgestellt sei — dcmungeachket zu
behaupten , daß mit der Streichung dieser Worte schon Vor¬
rechte einzelner Rcligionsgesellschasten vor anderen wieder
eingeführt seien. Ja , er geht noch weiter, — und dies hat mich
wirklich in Erstaunen gesetzt, indem wir nämlich blvs den Satz
zu streichen empfohlen , daß eine Rcligionsgesellschaft vor Ver¬
ändern keine Vorrechte durch den Staat genießen soll , be¬
hauptet er ausdrücklich , wir wollten die Gleichberechtigung
der Gvttesvcrehrung aufheben . Meine Herren , wenn das
Mitglied für Vechta solche Gründe vorzubringen vermag , so

j ist es kaum möglich , dagegen noch etwas zu sagen . Von
einem andern Redner wurde die Gleichberechtigung der Con-
fessionen als aufgehoben betrachtet . Meine Herren , davon ist
ja gar nicht die Rede . ES ist blvs die Rebe davon , ob im
Staatsgrundgesetz der Satz stehen bleiben soll , daß eine Rc-
ligionSgesellschaft vor der andern durch den Staat keine Vor¬
rechte genießen soll, und der Ausschuß hat hinreichend nachge¬
wiesen, daß dieser Satz in seiner ganzen unbedingten Anwen¬
dung leicht zu Verwirrungen und Zweifeln führen könnte und
deshalb haben wir uns dafür ausgesprochen , daß derselbe ge¬
strichen werden könne.

(Abg . Wibel I : Ich bitte um 's Wort .)
Es ist von dem Abgeordneten für Vechta wieder heute

gesagt worden , seit 1848 sei Manches klar geworden . Es
scheint bas eine stehende Redensart bei ihm geworben zu
sein. Gestern haben wir dasselbe gehört und bisher ist mir
nicht ganz klar geworden , was er eigentlich damit sagen will.
Daß wir seit 1848 manche Erfahrungen gesammelt haben , ist ganz
gewiß , und ich denke, es ist Pflicht eines jeden besonnenen Man¬
nes , wenn er Erfahrungen über die Unrichtigkeit oder Unanwend¬
barkeit gewisser allgemeiner Sätze gemacht hat , daß er vor
diesen besseren Erfahrungen nicht in blinder Conscquenz die
Augen verschließt , sondern dieselben bei jeder Gelegenheit dem
Staate nutzbar zu machen sucht. Wie nun diese Redensart
hier etwas bewirken soll, ist mir daher nicht klar . Ich glaube,
daß die Gründe , welche bisher gegen die Streichung vorge¬
bracht worden sind, sich immer nur darauf reduciren , daß jetzt
der Willkühr wieder Thor und Thür geöffnet sei , daß nun
sofort wieder willkührliche Vorrechte eingeführt werden . Wenn
das der Fall wäre , so würden wir auch gegen die Streichung
sein, aber das halte erst bewiesen werden müssen , und dafür
ist bisher kein einziger Grund angeführt worden . Auch be¬
vor dieser Satz im Staatsgrundgesetz stand , haben einzelne
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Religionsgesellschasten besondere Vorrechte nicht genossen, und
ich sehe nicht ein , warum wir jetzt so dringliche Gründe hät¬
ten, diesen Satz darin zu behalten , welcher offenbar zu Miß¬
deutungen und Verwirrungen führen kann.

Abg . Wibel I . : Meine Herren , ob und was dem Ein¬
zelnen klar geworden ist seit 1848 oder heute oder wann , das
überlasse ich gern , wie überhaupt die einzelne Persönlichkeit
Jedem selbst. Darüber also kein Wort . Aber wenn von dem
Abgeordneten , welcher eben das Wort hatte , die Wichtigkeit
und Heiligkeit der Sache angetastet worden ist , so muß ich
Verwahrung dagegen einlegen . Meine Herren , es ist ein
Erstaunen darüber ausgesprochen worden in Ihrer Ver¬
sammlung , daß die Gleichberechtigung der Gottesverehrung
gefährdet gehalten werden könnte , wenn die einzelnen Reli¬
gionsgesellschaften nicht ein und dasselbe Recht im Staate
hatten , die eine wie die andere . Dies Erstaunen würde also vor-
aussetzen, m. H ., daß es Religionsgesellschasten oder Religionsge-
nosscnschaflcn gäbe , bei denen die Gottesverehrung nicht daS
Wesentliche wäre . Das werden Sie nicht glauben , meine
Herren , Sie werden Sich nicht Religionsgesellschaften oder
Religionsgenosscnschaften denken , bei denen nicht Gottesvcr-
ehrung gerade das Wesentliche und Hauptsache ist. Wenn
es sich also darum handelt , soll die eine vor der andern
einen Vorzug haben , oder welche soll der anderen nachstehen,
dann fragt cs sich nicht um diese oder jene Individuen , son¬
dern es fragt sich um einen Vorzug dieser oder jener Form
der heiligsten Angelegenheit des Menschen , welche diese Ge¬
sellschaft vereinigte , nämlich ihre Gottesvcrehrung , deren Uebung
in der Weise, wie sie sich bei ihnen verschieden aukgebildet hat,
gerade die verschiedenen Religionsgenossenschaften ausmacht
und nur ausmachen kann , wenn sie in Wahrheit sind , waS
sie heißen, und nicht blos etwas Falsches wären.

Abg . Selckmann II : Meine Herren ! Ich will Sie nicht
lange aushalten mit Beantwortung dieser Gründe , ich will
einfach nur auf die Artt . 70 . und 71 . des Staaksgrunbge-
setzes Hinweisen. Zm Art . 70 . steht : //Jeder Siaatsbürger
hat volle Glaubens - und Gewissensfreiheit " und im Art . 71 . :
„Jeder Staatsbürger ist unbeschränkt in der gemeinsamen
häuslichen oder öffentlichen Uebung seiner Religion und deren
Gebräuche." Meine Herren , wie dennoch der Abg . Wibel
behaupten kann , durch Streichung dieses Satzes sei schon die
Gleichberechtigung der Goltesverehrung aufgehoben , werden
Sie am besten beurtheilen können.

Abg . Mölling : Der Abg . Selckmann  II . geht
hauptsächlich davon aus , daß in der Streichung des betreff nden
Satzes noch nicht eine Herstellung der Vorrechte enthalten sei.
Das ist wohl schon richtig ; aber er wird wohl nicht leugnen
können, daß mit der Streichung die Veranlassung gegeben,
der Weg geöffnet ist , die Bcvorrechtung wieder herzustellen.
Wir sind einig , es sollen keine Vorrechte sein , und haben
dies scstgestellt und verbrieft , so kann das , daß noch keine
Vorrechte bestehen, kein Grund sein , einen Satz zu streichen,
der sagt, daß keine Bevorrechtungen b̂estehen sollen. Er geht
ferner davon aus , daß die Verw .ckelungen , welche aus dieser

Beibehaltung des Satzes entstehen könnten , von dem Aus¬
schuß nachgewiesen seien. Sie sind allerdings angeführt , aber
sie sind nicht nachgewiesen , denn der Ausschuß ist nur von
der subjektiven G -ldunterstützung ausgegangm , er hat aber
nie begründet , daß das Verwickelungen seien, die diesen Satz
zu streichen Veranlassung sein könnten . Wir haben den Satz
im Staatsgrundgesetz : „ Alle sind vor dem Gesetze gleich" ;
warum das ? Ich meine , so ziemlich sind auch schon vorher,
ehe wir die staatsgrundgesetzliche Bestimmung hatten , alle
ziemlich gleich vor dem Gesetze behandelt worden . Warum
haben wir diesen Satz nun angenommen ? Weil es sein kann,
daß eine Ungleichheit eingcführt , eine Bevorzugung des Einen
vor dem Andern sich bilden kann . — Solche Sätze erscheinen
auf den ersten Anblick unverfänglich , ja sie erscheinen über¬
flüssig , aber wenn man die wichtigen Consequenzcn , welche
daraus gefolgert werden können , genau ins Auge faßt , so
sind sie keineswegs unverfänglich , und wesentlich muß ich
dabei bleiben , daß Nichts vorgcbracht worden ist , was die
Streichung wirklich begründen könnte . Wenn der Abg.
Selckmann  gesagt hat , nach Art . 70 . des Staatsgrundge¬
setzes hat jeder Staatsbürger volle Glaubens - und Gewissens¬
freiheit , so ist damit keineswegs ausgeschlossen , daß eine Be-
vorrechtung staltsinde , so wirb damit keineswegs bestimmt
und festgestellt, daß nicht Lee Staat die eine Kirche, die eine
Confession vor der andern in ihren bürgerlichen und staatli¬
chen Beziehungen begünstigen könne , ober nicht begünstigen
dürfe . Wenn er sich ferner aufArr . 71 . bezieht, nach welchem
jeder Staatsbürger in der gemeinsamen häuslichen und öffent¬
lichen Uebung ieiner Religion unbeschränkt sei, so ist ebenfalls
damit keineswegs ausgeschlossen , daß d<r Staat die Konfes¬
sionen in ihren bürgerlichen Rechten und Verpflichtungen , in
ihren bürgerlichen Verhältnissen überhaupt nicht nach un¬
gleichartigen Grundsätzen behandeln dürfe . Ich muß sagen,
ich begreife nicht , wie es möglich ist , baß man solche Be¬
stimmungen , die in sich selbst unverfänglich sind, die dasaus-
sprcchen, was wir wollen , und wogegen gar nicht gesprochen
ist, zu streichen sich veranlaßt finden kann.

Regierungscomm . Runde : Das wesentliche Bedenken,
meine Herren , was vom Abg . Mölling  vermißt ist, gegen
Beibehaltung des Satzes ist , daß die Regierung behindert
wird , etwas zu lhun , was unter Umstanden immer nothwen-
dig win wird , was ihr aber als eine verbotene Bevorzugung
einer Neligionsgcsellschaft vor einer andern ausgelegt werben
könnte . Es läßt sich denken , daß eine  Reiigionsgesellschast
Mittel genug in Händen hat und keiner Geldsubveniion von
Seiten des Staates bedarf . Warum sollte denn , weil Hese
Genossenschaft einer solchen Hülfe nicht bedarf , ausgeschlossen
sein , baß einer andern Religionsgesellschaft , die solche Mittel
nicht entbehren kann , diese vom Staat geboten würden ; und
das ist es , waS dem hier fraglichen Satze entgegensteht , die
SlaalSregierung findet darin ein Hemmniß , solche nolhwen-
dige , nicht gerade ganz gleichmäßige oder verhältnißmäßige
Subventionen zu ertheilen.

Abg . Bö 'ckel : Meine Herren , es ist der Grund wieder
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vorgebracht worden , der vorhin weitläufig schon besprochen
wurde . Ich begreife nicht , wie eine Unterstützung , welche
Mer Kirche vom Staate gewährt wird in Uebercinstimmung
der Staatsregierung mit dem Landtage , »sie das dabei sein
muß , eine Bevorrechtunz einer Kirche genannt werden könnte.
Es wird nie gehindert sein , dass sich beide Staatsgewalten
vereinigen , irgend Mer Kirche eine Unterstützung zu erlheilen,
wenn dieser Satz auch stehen bliebe.

Ich muß aber auf der andern Seite fragen , wenn der
Satz gestrichen würde , und cs dieße : „ Es besteht indessen
keine Staatskirche " , ob Sie dann glauben , daß jede Kirche
hinlänglich gewahrt wird , ob Sie glauben , daß nicht einer
Kirche vor der andern Vorzüge gegeben werden ? Wenn wir
unsererseits nicht principiell diese Forderung stellten aus Rück¬
sicht der allgemeinen Gleichheit , so daß jede Kirche der andern
gleichgestellt sei, dann würben wir , wenn wir den Unterschied
der Confessionen in ' s Auge fassen wollten , uns die Streichung
gefallen lassen können , denn in einem zum größer » Theil
evangelischen Lande , wo ein evangelisches Oberhaupt regiert,
würde nicht zu fürchten sein, daß diese Cvnfession zurückgesetzt
würde ; wir stellen aber diese Forderung principiell , weil eine
Bevorzugung überhaupt nicht sein darf . Ich könnte aber
Sie auf andere Länder Hinweisen, wo derartige Bevorzugun¬
gen stattgefunden haben , weil der Landesherr einer andern
Kirche angehörte , als die Mehrheit des Volks , und ich muß
Sie daher warnen , obgleich ich kaum glaube , daß Bevorzu¬
gungen dieser Art bei uns vorgckommen sind oder Vorkom¬
men werden.

Abg . Niebour k. : Meine Herren , ich will nur kurz
erwähnen , daß die Gründe , die der Ausschuß anführt für
die Streichung , mich durchaus nicht überzeugen können . Ich
will überall nicht , daß der Staat irgend eine Kirche unter¬
stützen soll , durchaus keine. Also können mich die Motive
des Ausschusses nicht überzeugen , da ich der Ansicht bin,
daß sich die Kirche selbst zu erhalten hat.

Reg .-Com . Runde : Ich glaube nicht , daß mit dem
Abg . Niebour  Viele einverstanden sein werden , daß die
Kirche von Seiten des Staats durchaus keine Subvention
erhalten sollte. Daraus will ich also nicht weiter eingehen.
Ich möchte nur noch bemerken gegen den Abg . Böckel,  baß
es schwerlich staitnehmig sein dürfte , von Seiten der Regie¬
rung , selbst mit Zustimmung des Landtags , einer Religions-
gescllschast nur Subvention zu ertheilen , wenn dieser Satz
im Staatsgruudgesetze stehen bleibt und andern Religions-
genossenschasten nicht dasselbe gewährt würde ; wenigstens
würde eine Religionsgenossinschast , welche eine Subvention
nicht nöthig hätte , auch Nicht beansprucht , dagegen prvtestiren
können , daß diese einer anderen Kirche gegeben würbe und
ein Interesse einer solchen Religionsgenosienschast , daß eine
andere keine Subvention bekomme , läßt sich wohl nicht in
Abrede stellen.

Abg . Niebour I . : Ich wollte nur bemerken , daß mir
wenig darauf ankvmmt , wie viele der Herren mit meiner

Ansicht übereinstimmen ; ich habe nur meine Abstimmung kurz
motiviren wollen.

Abg . Schwegmann : Ich wollte nur aber bemerken,
daß ich gegen den ersten Antrag stimmen werde , aber nur
aus dem Grunde , weil mir der zweite Antrag besser gefällt.

Präsident : Ich schließe die Bcralhung, da Niemand
weiter sich zum Worte meldet , vorbehälllich des letzten Wortes
des Hrn . Berichierstatters.

Berichterst . Rüder . Gegen den eventuellen Antrag deS
Ausschusses , daß jedenfalls das Wort Religionsgesellschaft in
Religionsgenossenschaft  verwandelt werden müsse , ist
Nichts vorgebracht worden . Ich brauche also darüber auch
im Schlußwort Nichts zu sagen . In der Hauptsache aber
ist von den Rednern gegen den Ausschuß immer der Stand¬
punkt angenommen worden , als wenn auch der Satz , »es
besteht keine Staatskirche " , gestrichen werden solle und die
Streichung als geschehen angenommen . Dessen Beibehaltung
ist aber , sowohl von der Staatsregierung beabsichtigt als vom
Ausschüsse , empfohlen und es fallen damit die Gründe zum
Theil zusammen , die vorgebracht worden sind gegen Strei¬
chung des 1. Satzes des 2 . Absatzes . ,/Keine Religions-
gesellschaft« hat cs geheißen »genießt vor der andern Vorrechte
durch den Staat ." Der Ausschuß will mit der StaalSregie-
rnng die Streichung , weil er glaubt , daß der Satz in seiner
Unbestimmtheit zu vieldeutig sei. Ter geehrte Abgeordnete
für Vechta , welcher mehremals gesprochen hat , will es gerade
für eine Eigenthümlichkeit unserer Zeit halten , baß man mit
vieldeutigen Worten freigebig wäre . Wir sind nun eben bei
einem Punkte , wo der Ausschuß darauf ausgeht , vieldeutige
Worte zu beseitigen , um unzweideutige Bestimmungen in das
Staalsgrundgcsetz zu bekommen , und cs ist dasselbe Bestreben
desselben schon bei mehreren Gelegenheiten an den Tag ge¬
legt worden . Der Ausschuß hat unter den positiven Grün¬
den, welche ihn bestimmten , die Frage der Geldunterstützung
erwähnt , und sie ist vielfach ventilier worden . Das rechts¬
gelehrte Mitglied für Jever findet die Geldfrage unbedeutend,
Andere sind anderer Meinung , noch Andere wollen sogar
prinzipiell keine  Religionsgenossenschaft durch Geld unter¬
stützt wissen von dem Staate.

Dieses letztere Princip wird , wie schon einmal bemerkt
ist, schwerlich Anerkennung finden , es ließen sich wenigstens
gegen dessen praktische Durchführung sehr bedeutende Beden¬
ken hcrvorheben . Es wird auf der anderen Seite bemerkt,
daß Unterstützungen der Rellgivnsgenossenlchaflen nur zu mo-
tiviren waren aus dem Standpunkte der Milbthätigkeik , es
wäre Sache des Privatmannes , müdthatig zu lein , und man
könne es sein ohne Rechenschaft zu geben . Die Folgerung
sollte wahrscheinlich sein , auch der Staat könne mildthälig
sein , ohne Rechenschaft zu geben , sonst würden die Beiden
kaum nebeneinander gestellt werden dürfen . Da aber bekannt¬
lich die Inhaber der Slaalöfinanzen Rechenschaft zu geben
haben über daejenige , was sie im Namen des Staats und
aus den Mitteln des Staates verwenden , jo muß dieser (sie-
sichlspunkt als unzulr .ffenv angenommen werden . Es ist
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aber dieser Geldpunkt noch keineswegsder einzige , eS kom¬
men noch andere Rücksichten vor . Den Kirchenbeamtcn ge¬
wisser Genossenschaften wird die Staatsregierung öffentlichen
Glauben beilegen müssen, beilegen wollen für ihre öffentlichen
Handlungen . Allen diesen beizulegen , würde wahrscheinlich
sehr bedenklich sein , besonders wenn sich die Zahl der ver¬
schiedenen nebeneinander bestehenden Rcligionsgesellschaften
vermehren möchten , wie es, wie mir scheint, von einigen Mitt¬
gliedern gewünscht wird . Der Ausschuß hat darauf hingc-
tviesen, daß es nicht die Sache des .Staates sein könne , die
Sektenbildung zu fördern . Der Staat hat vollständige Sek-
tenfreiheit proklamirt ; damit hat er den Sekten , auch wenn
sie wunderlicher Act sind , ihr Recht , als solche zu existiren,
eingeräumt . Weiter zu gehen aber , einer solchen Sekte , wenn
sie sich so hält , daß ihr vom Standpunkte der Slaatsregie-
rung die Corporationsrechte nicht versagt werden können,
auch noch Unterstützung zu gewahren , kann schwerlich im
Interesse des Staates liegen . Der Ausschuß hat es nachge-
wiesin. Mit dem Rechte Sekten zu bilden ist aber keines¬
wegs das garantirt , daß man nun das Wort Sekte bei den
Landtagsverhandlungen nicht mehr in den Mund nehmen
könnte ; damit sind ferner die Sekten der Confesfionen , oder
der Religionsgenosscnschaften nicht gleichgestellt . Ich weiß
also nicht , was dieser Tadel des Ausschusses , der auf den
Ausdruck „Sekte " Bezug nahm , sagen wollte . Dem Aus¬
schüsse ist es nicht eingefallen , wie in einer vorgekommenen
Redewendung angedeutek ist , alle Religionsgenvssenschasten,
mit Ausnahme , ich weiß nicht welcher , für Sekten zu erklären.
Davon steht Nichts in dem Berichte , davon hat der Redner,
der vielleicht die gestern gegönnte Vorbereitungszeit nicht be¬
nutzt und flüchtig nur den Ausschußbericht gelesen , nichts
finden können . Es ist erwähnt worden : die jüdische Kirche;
— ich kenne eine jüdische „ Kirche " nicht , ich kenne aber jü¬
dische Gemeinden !, welche Corporationsrechte haben und als
solche in unserer Staatsgesetzgcbung , wie man in dem Gesetz¬
blatt an mehreren Stellen lesen kann , anerkannt sind . Diese
auch ferner mit Geldbeiträgen zu unterstützen , hat der Aus¬
schuß gemeint , wäre im Interesse des Staats , weil dieser es
nicht für gleichgültig halten kann , so zerstreut lebende Beken¬
ner einer Religion , welche nicht die der Mehrheit des Staats
ist, dadurch in die Lage zu bringen , Opfer bringen zu müssen
für ihre religiösen Anstalten , welche ihnen , da sie großen
Thells unbemittelt sind , schwer werden würden und sie da¬
durch in die Lage zu bringen , für die moralische Bildung
der Zugend nicht das Nöthige thun zu können . Wenn das
aber , was für die Juden geschieht, maßgebend sein sollte, so
Würbe das nach Ansicht des Ausschußes zu weit führen , weil
die Dotationen , welche andere Confesfionen erhalten , bei Wei¬
tem nicht in dem Maße gegeben werben . Es ist gegen den
Satz des Ausschusses , welcher aussprickt , daß durch die An¬
nahme der Streichung baS Recht des Einzelnen in Beziebung
auf seine Religion nicht gefährdet werde , Verschiedenes be¬
merkt worden , jedoch immer mit Nichtbeachtung derjenigen
Artikel des Staalsgrundgcsetzes , die der Ausschuß ausdrücklich

citirt hat , und zu denen nicht bloS die zwei von meinen
Kollegen auS dem Ausschüsse schon erwähnten gehören , son¬
dern namentlich auch Art . 72 . , wonach die Wahl des Glau¬
bensbekenntnisses nach zurückgelegtem 14 . Jahre Jedem frei
überlassen ist. Es gehört eben dahin Art . 46 . , wonach die
Bildung von Vereinen , also auch von religiösen Vereinen,
Jedem freisteht . ES ist also, glaube ich , in allen Beziehun¬
gen der Freiheit der Confesfionen — wie es unrichtig ge¬
nannt ist — der Freiheit der Gottesverehrung — wie es
ausdehnend genannt ist — der Freiheit des Glaubens , der
Religionsübung und Bildung religiöser Gesellschaften hier
vollständig Raum gelassen.

Präsident : In Betreff des Antrags Nr . 13 . des Aus¬
schusses ist auf namentliche Abstimmung angetragen . Ist
dieser Antrag unterstützt ? — Ich bitte die Herren , die ihn
unterstützen , sich zu erheben . — Er ist hinlänglich unter¬
stützt. Es liegen über die in Frage stehenden Sätze des
Art . 76 . zwei Anträge vor : der Antrag der Slaatsregierung,
mit welchem der Ausschuß sich einverstanden erklärt hat , den
Satz : „keme Rrligionsgesellschast genießt vor andebn Vor¬
rechte durch den Staat ", zu streichen und der eventuelle An¬
trag des Ausschusses , falls nämlich der erste Antrag nicht die
Billigung des Landtags finden würde , in dem eben verlese¬
nen Satz das Wort : „ Gesellschaft " durch " Genossenschaft " zu
ersetzen. Ich bringe den Antrag Nummer 13 . zur Abstim¬
mung . Der Namensaufruf beginnt mit dem Buchstaben O.
Zch ersuche diejenigen Herren , welche wollen , daß der Antrag
unter Nr . 13 . angenommen werde , mit Ja , und diejenigen,
welche ihn abgelehnt wissen wollen , mit Nein zu stimmen.

(Mit Ja stimmten:
Pancratz , Müder , Schleifer , Selckmann  II . ,

Strackerjan  II . , Strodkhosf , Twiestmcyer , von
Wedderkop , Wibel II . , Zedelius , Barleben,
Becker , v. Berg , Bothe ( „weil durch den Satz , es be¬
steht keine Staatskirche , Vorrechte bestimmter Religionsgenos-
senschafien ausgeschlossen sind ") Bulling,  v . Finckh,
Holthusen , Janßen , Jnhülsen , Konerding , Kropp,
Lauw , Möhring , Morell , Nieberding , Noell.

Mit Nein:
Oldcjohanns , Schween , Schwegmann , Selck¬

mann I . , Wibel I . , Bargmann , Böckel , Böcker,
Ferncding , Hardt , Jvens , Lübben , Mölling,
Niebour I - , Niebour II.

Mit Urlaub abwesend waren:
Strackerjan I . , Millers , Klävemann .)
Der Antrag ist mit 26 gegen 15 Stimmen angenom¬

men . Der eventuelle Ausschußantrag ist damit erledigt . Ich
ersuche den Herrn Berichterstatter fortzufahren.

Berichle -st. Niider (liest : „Der letzte Theil . . . des 2.
Absatzes des Art . 76 . mit den Anträgen 15 . und 16 .") .

Präsident : Ich eröffne die Beralhung über den Ge¬
genstand.

Abg . Mo ' lling : Ich kann mich auch mit diesem Art.
72 des Entwur,s nicht einverstanden erklären ; ich finde hierin
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die praktische Anwendung des Beschlusses, nach welchem der
Satz gestrichen ist: „Keine Konfession oder Religionsgeselftchaft
ist vor der andern bevorzugt.« Hier soll nun die christliche
Religion allein zum Grund gelegt werden bei denjenigen Ein¬
richtungen des Staats , welche mit der Religionsübung im
Zusammenhänge stehen, also jede andere ausgeschlossen sein.
Der Ausschuß referirt eine Ansicht der Staatsregierung , daß
man durch Aufnahme dieses Satzes der Meinung habe ent¬
gegentreten wollen, als bedürfe der Staat der Religion überall
nicht, als könne er sich indifferent gegen die Religion verhal¬
ten. Nun , ich muß es dem gesunden Urtheile eines Jeden
überlassen, ob dadurch, daß man nicht sagt, die christliche
Religion solle bei solchen staatlichen Einrichtungen zu Grunde
gelegt werden, ein Jndiffcrentismus gegen die christliche Re¬
ligion ausgedrückt werden könne, ob dadurch ausgedrückt wird:
der Staat bedürfe der Religion überall nicht; aber entschieden
muß ich es leugnen, daß die christliche Religion dasjenige
Element sei, von welchem der Staat als von einem sittlichen
Organismus sich durchdrungen fühlen müsse. Ich meine, sitt¬
licher Organismus und christliche Religion ist nicht nolhwcn-
dig identisch; ich kann mir einen Staat sehr wohl denken,
der auf rein sittlicher Grundlage beruht, ohne ein christlicher
zu sein, ich will nicht, daß die sittliche Grundlage nur auf
dem christlichen Elemente beruhe; ich bin selbst Christ und
freue mich es zu sein, aber ich Halle es nicht für gleichbe¬
deutend und nicht für nvthwcndig, daß der Staat grade vom
christlichen Element durchdrungen sei; ich will, daß der Staat
mit gleicher Liebe alle Consessionen umfasse, auch die jüdische
und außerchristlichen, ihnen allen gleiche Sorge widme. Hier
werden die übrigen, nicht christlichen Religionen zurückge¬
drängt , ja ich sehe darin die Anbahnung des christlich-germa¬
nischen Staates in Eichhorn'scher Manier (— Heiterkeit—),
denn hiernach würde nach meiner Ansicht zum Beispiel, da
auch die Schulen mit der Kirche in Verbindung gebracht
werden sollen, ein jüdischer Lehrer, und hätte er die Talente
und das Wissen eines Mendelssvn, wäre er der begabteste
Mann , der sittlich reinste Eharakier, bei unseren Staatsschu¬
len nicht angcstellt werden können; hiernach würde vielleicht
ein Jude nicht Richter sein können in Beziehung auf die Ei¬
desabnahme, wenigstens würde das doch in Zweifel zu stellen
sein, wenigstens würde der Staat Veranlassung nehmen kön¬
nen, mit Berufung auf diesen Artikel des Entwurfs , ihn
auszuschließen, und so führt diese Bestimmung oder kann
führen zu Pcoselytenmacherei, dadurch, daß am Ende ein
wissnschaftlich gebildeter Jude sich zum Christenlhume bekeh¬
ren könnte, wenn er fürchten müßte, sein Brod nicht anders
erhallen zu können, oder seine Wissenschaft nicht ausüben zu
können in Beziehung auf diese Bestimmung, und wenn im
Ausschußberichte gesagt ist, daß die Besorgnisse der Bevor¬
zugung einer Confessio» vor der andern weder in den Wor¬
ten, noch in der Absicht des Vorschlags Boden finde, so
meine ich, sind die Besorgnisse genügend hervorgehoben, und
ich finde nichl, daß gegen eine solche praktische Anwendung,
die etwa gemacht werben könnte, andre Bestimmungenim

Staatsgrundgesetz wirklich Schutz gewähren. Ich kann mich
mit dem Anträge nicht einverstanden erklären.

Abg. Becker : Meines Erachtens kann nicht gelängnet
werden, daß historisch die christliche Kirche die Hauptgrund¬
lage des heutigen Europäischen Staates bildet, daß die christ¬
liche Religion den Grund legte, auf den die heutige Civili-
sation und deren höchste Spitze, der heutige Staat aufgebaut
ist, daß ferner noch heute das Christenthum alle Verhältnisse
durchdringt, und innig verwachsen ist mit dem häuslichen und
Gemeinde- Leben in seinen bürgerlichen Beziehungen, so daß
eine vollständige Trennung des Bürgerlichen und Religiösen,
wenn auch im Prinzip richtig, doch vorläufig im Leben nicht
durchzuführen ist. Aber es folgt hieraus noch nicht, daß al¬
len einzelnen Einrichtungendes Staats , welche mit der Re¬
ligionsausübung im Zusammenhänge stehen, die christliche
und nur die christliche Kirche zu Grunde zn legen sei. Eine
solche Bestimmung scheint mir zu Folgerungen führen zu kön¬
nen, die wir gewiß nicht wollen. Im Einzelnen will ich zu¬
geben, daß es Einrichtungen giebt, welche mit der Religions¬
ausübung in Zusammenhang stehen, und bei denen die christ¬
liche Religion schon zu Grunde liegt oder in Zukunft zu
Grunde gelegt werden mag, z. B . ist die Beobachtung der
kirchlichen Ruhetage dahin gerechnet worden und mag dahin
gerechnet werden können. Daß aber dasselbe in allen Be¬
ziehungen statthaben soll, scheint mir schon nach den von dem
Herrn Vorredner angeführten Beispielen nicht durchführbar.
Was übrigens die Beobachtung der kirchlichen Ruhetage be¬
trifft, so sind die betreffenden staatlichen Einrichtungen offen¬
bar die Gesetze, welche solche Beachtung fordern. Auf gleiche
Weise würden aber auch die Gesetze zum Schutze der Reli¬
gionsübung hierher gehören; sollen sich nun auch diese bloß
auf die christliche Religion beziehen? Es ist ferner schon von
Geidunterstützungen die Rede gewesen für einzelne Confessio-
nen. Stehen diese mit der Religion in keinem Zusammen¬
hänge? Können sie nicht in solchen Zusammenhang gesetzt
werden, wenn wir Viesen Artikel festhalten? Kann nicht dar¬
aus geschlossen werden, nur christliche Religionsgcnoffenschaf-
ten sollen Geldunterstützung haben? Sollen ferner die staat¬
lichen Einrichtungen und Bestimmungen wegen Beitreibung
von Abgaben zum Zwecke der Religionsübung, wegen Ver¬
waltung des Kirchenvermögens, hieher gehören, warum soll
dieses sich bloß auf die christliche Religion beziehen. Soll
sodann der staatliche Zwang zu dem Religions- Unterricht in
Schulen sich blos auf die christliche Religion beziehen? Mir
scheint der Ausdruck: „Einrichtungen, die mit der Religions¬
übung im Zusammenhänge stehen", ist so weit greifend und
unbestimmt, daß ich ihn nicht empfehlen zu können glaube.

Abg. v. Finckh : Ich wollte nur aufmerksam machen
in Bezug auf das , was der erste Redner gesagt hat , daß,
dieser Satz mag angenommen werden oder nicht, es sich fak¬
tisch  doch nothwendig so stellen muß.  Denn bei vielen Ein¬
richtungen des Staates muß Rücksicht genommen werden auf
die ReligionSgenossenschaflen, und da wir deren nun meh¬
rere  haben , so kommt durchaus in Frage, welche diejenige



sein soll , die denn da die Norm gicbt , z. B . beim Kalender,
bei Festsetzung der Gerichts - und anderen Geschäftstage u. s. w.
Da muß also eine  als Norm angenommen werden , durch¬
aus , und wenn die Frage entsteht : welche soll es sein , die
die Norm abgiebl ? so kann in einem Staate wie der unsrige,
keine Frage sein, daß die, welche die entschieden vorherrschende
ist , die Norm abgeben muß . Wenn also auch der fragliche
Satz im Staatsgrundgesetz nicht hingestellt würde , würden
wir doch gezwungen sein , faktisch darnach zu handeln , wor¬
über von andern Seiten dann vielleicht geklagt würde . —
Der Zweifel , den der Abg . Becker aussprach , scheint mir
übrigens nicht ganz unbegründet zu sein , und es möchte sich
fragen , ob eS nicht angemessen sei, dem „Soll " ein „Kann"
zu substituiren , und ob er nicht einen Antrag in diesem
Sinne stellen möchte. Denn es ließe sich denken , und wäre
es möglich , daß bier zu Zweifeln Raum gegeben würde , weil
man das Feld nicht vollständig übersieht , was dieses „ soll"
befaßt. — Es könnte demnächst unangemessen sein , dieses,
so apodiktisch dastehende , Wort in konsequenter Weise durch¬
zuführen . Das „kann"  giebl Alles , was beabsichtigt ist,
läßt aber mehr Freiheiten in der Anwendung.

Reg .- Kommissar Runde : Meine Herren . An die
Stelle des „soll " ein „kann " zu setzen, kann nach meiner
Meinung unmöglich passend lein . Der Satz würde der ganze
Sinn nach meiner Meinung verlieren , den er haben soll.
Er soll aber wesentlich nur den Sinn baben , wie auch der
Ausschuß sagt , daß der Staat sich nicht für indifferent erklä¬
ren wolle ; und wenn auch mit scheinbaren Gründen von dem
Abg. Becker cingewendet worden ist , daß nach diesem Art.
auf andere Rcligionsgenvssenschaften nicht die erforderliche
Rücksicht genommen werden könnten , so möchte ich doch dar¬
auf aufmerksam machen , daß es nicht heißt , Laß die christ¬
liche Religion bei der Staatsgesetzgebung überhaupt zu Grunde
gehegt werden solle, sondern , daß es beißt : die christliche Re¬
ligion soll bei denjenigen Einrichtungen des Staates , welche
mit der Religionsübung im Zusammenhänge stehen, zu Grunde
gelegt werden . — Das ist alio etwas ganz anderes ; es bleibt
der Staalsgesetzgcbung darum immer überlassen , auch die
Verhältnisse sonstiger Religionsgenossenschaften zu berücksich¬
tigen , wo es erforderlich wäre.

Abg . Mölling : Ich bitte um namentliche Abstim¬
mung.

Abg . Niebour I . : Ich bitte um 's Wort.

Präsident : Abg . Niebour  I . hat das Wort.

Abg . Niebour I . Meine Herren , es ist nicht zu ver¬
kennen, daß in diesem Augenblick die überwiegende Mehrheit
der Staatsbürger der christlichen Religion angebört . Daraus
wiid von selbst folgen , daß sehr viele bürgerliche Einrichtun¬
gen vorzugsweise auf die christliche Confeffion Rücksicht neh¬
men. DaS war bisher schon , wo es nicht im Staatsgrund¬
gesetze stand . Wenn nun diese neu aufzuncbmende Bestim¬
mung missverstanden worden und zu Unzuträglichkeittn führen
kann , so gebe ich den Herren zu bedenken , warum wir diese
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neue Bestimmung aufnehmen wollen , da sich bisher keine
Ucbelstände gezeigt haben.

Präsident : Der Abg. Mölling hat das Wort.

Abg . Mölling : Ich habe blos um namentliche Ab¬
stimmung gebeten.

Präsident : So , da habe ich mißverstanden. Ich
schließe die Berathung , da Niemand weiter sich zum Worte
meldet , vvrbehältlich des letzten Wortes des Herrn Berichter¬
statters.

Berichterst . Rüder : Das Wort kann ein sehr kurzes
sein. Der Abg . für den Kreis Jever , der zu diesem Artikel
gesprochen hat , denkt sich einen  Staat und der letzte Ab¬
geordnete nimmt auch auf eine Zukunft Rücksicht , wo viel¬
leicht die jetzigen Verhältnisse wesentlich umgeändert werden;
inbeß , glaube ich, ist das nicht der Standpunkt , den diese
Versammlung einnehmen kann und soll. Die Versammlung
hat es mit unserm bestimmten  Staate zuthun , worin be¬
stimmte Verhältnisse maßgebend sind und namentlich die über¬
wiegenden Verhältnisse der Bekenner der christlichen Religion.
Es ist nun vom Abg . Becker ein Bedenken erhoben , bei
welchem meines Erachtens das nicht genug in 's Auge gefaßt
ist, daß das Wort „ Einrichtung " hier steht , wie , glaube ich,
auch schon vom Ministertische ist bemerkt worden . Wenn
aber in dem Satze , welche mit der Religionsübung im Zu¬
sammenhänge steht , eine Unbestimmtheit gefunden worden ist,
so hat man in den Bemerkungen , die darüber gemacht sind,
wesentlich nur Bezug auf Bekenner der jüdischen Lehre ge¬
sunden . Im Ausschüsse war man darüber einverstanden , daß
dieser Art . der vollständigen Emanzipation der Juden , wie
sie seit dem Staatsgrundgesetz besteht und vielleicht auch be¬
stehen würde , wenn das Staatsgrundgcsetz nicht erlassen
wäre , in keiner Weise Eintrag thun kann und soll , sofern
also darin das Bedenken läge, so könnte nach der Ansicht des
Ausschusses man darüber wegsehen . Der Ausschuß hat we¬
sentlich nichts darin gefunden , als daß bei denjenigen Einrich¬
tung des Staates , welche mit der Religionsübung im Zu¬
sammenhänge stehen , auf die christlichen Haupt -Konfessionen
diejenige vorzügliche Rücksicht zu nehmen sei, welche die über¬
wiegende Anzahl der Bekenner derselben innerhalb der Gren¬
zen unseres Staates gebietet . Wenn aber Jemand , der sonst
für den Antrag stimmen will , nur aus dem Grunde nicht
dafür stimmen würde , weil er fürchtet , ec könne zu Konse¬
quenzen führen , welche der Emanzipation der Juden nach¬
theilig wären , so könnte er dem Vorbeugen , wenn er bei der
Abstimmung mit Za erklärt , daß es nur mit Rücksichtnahme
auf diese Erklärung zu Gunsten der Fortdauer der Judcn-
Emancipation geschehe. Daß man aber bei den staatlichen
Einrichtungen z. B . nicht soweit gehen könne , daß die
sämmtlichen Christen den Sabbath der Juden zu respcktiren
hätten , daß sie die Gebräuche derselben zu rcspikriren hatten,
wo sie mit einem Juden zu tdun haben , das wird Jeder
einsehen und las wird gewiß Niemand verlangen.
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Präsident : ES ist auf namentliche Abstimmung ange-
Iragcn über den Antrag Nr . 15. Ist dieser Antrag unter¬
stützt ? —

(Mehrere Stimmen : Za !)
Er ist hinlänglich unterstützt . Es liegen zwei An¬

träge vor:
1) Der Antrag der Staatsregirrung , mit welchem der

Ausschuß sich einverstanden erklärt hat , daß dem Satze : „ es
besteht keine Staatskirche " eine Bestimmung vorangesetzt wer-
werden möge , welche lautet : „ die christliche Religion soll bei
denjenigen Einrichtungen des Staates , welche mit der Reli¬
gionsübung im Zusammenhänge stehen , zum Grunde gelegt
werden , unbeschadet der in den Art .^35 . u> 36 . — die Ziffer
bleibt Vemnächstiger anderweitiger Feststellung Vorbehalten —
gewährleisteten Religionsfreiheit ."

2) Der Antrag der Sraatsregierung , daß der letzte Satz
des Art . 76 . : „ es besteht keine Staatskirche " laute : „ es be¬
steht indeß keine Staatskirche " , womit der Ausschuß sich eben¬
falls einverstanden erklärt hat.

Bei der Abstimmung über den Antrag Nr . 15 . fangen
wir beim Namensaufruf mit dem Buchstaben P an . Ich
ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche dem Anträge
beitreten wollen , mit Za , welche ihn ablchnen wollen , mit
Nein  zu stimmen.

(Es ' antworten mit „Za " die Abgeordneten:
Pancratz , Rüder , Schleifer , Schwegmann,

Selkmann  I . und II ., Strackerjan  II . , Strodthofs,
Twiestmeyer , v. Wedderkop , Wibel H . , Zede-
lius , Barleben , v. Berg , Böcke r, Bothe , Bulling,
Ferneding,  v . Finckh , Holthusen , Janßen , Jn-
hülsen , Konerding , Kropp, (mit dem Zusatz : „ unter
Bezugnahme auf die Motivirung des Abg . Rüder ), Lauw,
Möhring , Morcll , Nieberding , Noell.

Es antworten mit „ Nein " die Abgeordneten:
Schween , Bargmann , Becker,  Böckel , Hardt,

Zvens , Lübben , Mölling , Niebour  I . und II ., Ol¬
de jo Hanns.

Mit Urlaub abwesend die Abgeordneten : Klävemann
(krank ), Strackerjan I ., Millers .)

Der Antrag ist mit 29 gegen 11 Stimmen angenommen.
Ich dringe den Antrag Nr . 16 . zur Abstimmung und

ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche dem Anträge
nicht vertreten wollen , sich zu erheben.

(Die Minderzahl erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen . Ich bitte den Herrn

Berichterstatter fortzufahrcn.
Berichterst . Rüder ( liest : „ Auf diesen letzten Satz des

Art . 76 . mit dem Anträge Nr . 17 ." )
Präsident : Zch eröffne die Berathung über diesen An¬

trag . Da Niemand sich zum Worte meldet , gehen wir zur
Abstimmung . Es liegen zwei Anträge vor . Von Seiten
der Staatsregierung ist beantragt , einen Satz in das Staate¬
grundgesetz aufzunehmen , welcher lautet:

„Auf alle Vereinigungen und Versammlungen zu reli¬

giösen Zwecken, finden die auf Vereine und Versammlungen
überhaupt geltenden Bestimmungen Anwendung , insofern ihre
Beziehungen zu dem Staate nicht durch besondere Gesetze ge¬
regelt sind ."

Der Ausschuß beantragt die Aufnahme eines Satzes in
folgender Fassung statt des eben verlesenen:

„Die für Vereine und Versammlungen überhaupt gel¬
tenden Bestimmungen finden auf Religionsgesellschaften , welche
Corporaiionsrechte haben , keine Anwendung ."

Zch bringe den Antrag des Ausschusses unter Nr . 17.
zuerst zur Abstimmung . Wird derselbe angenommen , so ist
damit der Regicrungsantrag erledigt . Ich ersuche diejenigen
Herren Abgeordneten , welche dem Ausschußantrage unter
Nr . 17 . nicht beitreten wollen , sich zu erheben.

(Niemand erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen . Ich ersuche den Herrn

Berichterstatter foitzufahrcn.
Berichterst . Rüder ( liest : „ Art . 77 . . . . bis . . . mit

dem Anträge Nr . 18 ." )
Präsident : Zch eröffne die Berathung dieserhalb . Da

Niemand sich zum Worte meldet , geben wir zur Abstimmung.
Es liegt ein Antrag der Staatsregierung vor,  dem ersten
Satze des Art . 77 ., welcher lautet:

„Denjenigen Religionsgesellschaften , welche bereits Ge¬
nossenschafts - (Corporations -) Rechte haben , werden dieselben
gewährleistet " ,

diese Fassung zu geben:
„Denjenigen Religionsgesellschaften , welche bereits Cor-

porativnsrechte haben (Religionsgenoffcnschaften ), werden die¬
selben gewährleistet ."

Der Ausschuß hat sich mit diesem Anträge der Staats-
regierunz einverstanden erklärt . Ich ersuche diejenigen Herren
Abgeordneten , welche wollen , daß nach dem Anträge Nr . 18.
der Art . 77 . die darin beantragte Fassung erhalte , sich zu
erheben.

(Die Versammlung erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen . Ich bitte fortzufahrcn.
Berichterst . Rüder ( fährt in der Verlesung des Berichts

fort : „ In weiterer Aenderung des Art . 77 . mit dem Anträge
Nr . 19 ."

Präsident : Zch eröffne die Berathung über diesen
Gegenstand.

Abg . Mölling : Ich bitte um ' s Wort.
Präsident : Sie haben das Wort.
Abg . Mölling : Nach dem Art . 77 . des Staatsgrund-

gcsetzes haben die Religionsgesellschaften ein wohlerworbenes
Recht auf die Genossenschaftsrechte . Die Erwerbung dieses
Rechts kann ihnen nur genommen werden aus ganz speziellen
Gründen , wenn Lehre , Disciplin oder Verfassung derselben
dem Staatszwecke widerstreiten . Nach dem Anträge des
Ausschusses ist dieses Recht verloren , es kann dann dieses
Recht der Korporation nur erworben werden im Wege der
Gesetzgebung . Welche ungeheure Verschiedenheit hierin liegt,
brauche ich nicht hervorzuhebcn und ich muß mich dahin aus-



sprechen , daß ich keinen Grund sehe , weshalb einer Gesell¬
schaft versagt werden sollte , zu einer Korporation sich zu
konstitutiren , außer wo sie dem Zwecke des Staats und in
seiner Ordnung widerstreitet , also nur in soweit durch die
Korporation die Ordnung deS Staats gestört werden könnte.
Früher hatten die Gesellschaften das unbedingte Recht , jetzt !
hängt die Verleihung dieses Rechts von dem Willen der
zwei Faktoren der Gesetzgebung , von dem Landtage und der
Slaatsregierung ab .. Wenn der Landtag ihnen das Korpo-
rationsrecht verleihen will , so kann die Staatsregierung es
verweigern , giebt es die Staatsregierung , so kann es der
Landtag verweigern . Sie sehen daraus , wie schwierig es
werden wird , oder werden kann , daß wirklich der Genossen¬
schaft das Recht der Corporation gegeben wird . Der Aus¬
schußbericht sagt freilich : „ die Garantie , die das Staatsgrund¬
gesetz gewähre , sichere die Religionsgesellschaften keineswegs
dagegen , daß die Bestimmung des Staatsgrundgesetzes eine
Auffassung erfahre , welche ihren Ansichten widerstreitet , ohne
daß sie gleichwohl vermöchten , letztere zur Geltung zu brin¬
gen.^ — Das ist ganz richtig , aber eS ist doch nur einge¬
schränkt richtig , nur in bestimmten Fällen , wo Lehre , Dis¬
ziplin oder Verfassung dem Staatszwccke zuwiderlauftn und
in den meisten Fällen werden doch die Statuten , die Ver¬
fassungen , die vorzulegen sind, so unverfänglich fein, daß eine
Versagung der Corporationsrechte gar nicht darauf gegründet
werden kann . An dieser Beziehung muß ich — da ja Nie¬
mand in seinen Rechten weiter beschränkt werden soll , als
unumgänglich nothwendig — Vieler soweit gehenden Beschrän¬
kung mich widersetzen und dafür stimmen , daß der Ausschuß¬
antrag nicht angenommen wird.

Abg . Selckmann II . : Es wäre zu wünschen gewesen,
daß der Hr . Redner , welcher sich gegen den Antrag deS
Ausschusses auslpricht , sich auch darüber geäußert hätte , ob
er denn nach den bisherigen Bestimmungen des Staalsgrund-
gesetzes es für möglich gehalten hat , daß eine RdligionSgesell-
schaft auf anderem Wege als durch ein Gesetz Corporations-
rechte erhalte . Dieser Redner macht aus den wesentlichen
Unterschied aufmerklam , welcher darin liege , daß früher eine
Religionsschast stets Corporationsrechte erhalten habe und
ihr dieselben niemals haben versagt werden können , wenn
nur Lehre und Disciplin dem Staatszwccke nicht zuwider-
liefen, während jetzt dieses nur durch ein Gesetz solle geschehen
können . Ach glaube , daß es früher auch nur durch ein Gesetz
geschehen konnte ; denn Corporationsrechte können im Staate
stets nur durch ein ausdrückliches Gesetz ertheilt werden . Ob
aber nun Lehre und Disziplin den Staatszwecken zuwider¬
laufen , wird doch immer der Beurtheilung der beiden Faktoren
der Gesetzgebung überlassen bleiben ; und wenn diese darin
übereinstimmen , oder auch nur einer derselben der Ansicht ist,
daß ein solches Zuwiderlauftn vorhanden sei , so möchte ich
wissen, auf welche Weise die Bestimmung des Staatsgrund-
gesetzcs eine größere Garantie geben könne , als der jetzige
Vorschlag . Es handelt sich auch gar nicht darum , den Re-
ligionsgcsellschaften Rechte , die ihnen an sich zustehen , zu

nehmen , sondern es handelt sich lediglich darum , ob wir allen
und jeden Relrgionsgesellschasten bestimmte Vorrechte und
Begünstigungen im Staate geben sollen ; denn die Eriheilung
von Corporationsrechten ist stets eine besondere Begünstigung,
sie ist ein Vorrecht , welches im Wesentlichen darin besteht,

! daß Gesellschaften oder Vereine im Staat oder im Privat-
Verkehr für eine einzige , für eine juristische Person gelten,
statt daß sie sonst nur als Einzelne aufzulreten berechtigt sind.
Ob dieses Vorrecht ertheilt werden soll, das zu prüfen , steht
nur den beiden Faktoren der Gesetzgebung zu, und ich müßte
nicht , mit welchem Rechte man den beiden Faktoren der Ge¬
setzgebung dieses Recht der Prüfung entziehen wollte . Es ist
eine Beförderung , eine Begünstigung , welche dadurch den
Religionsgesellschastcn ertheilt würde , daß sie Corporations¬
rechte erhalten . Diese Begünstigung einzelnen Religionsgescll-
schaften zu ertheilen , mag ebenso sehr an sich gerechtfertigt
sein, als im eignen Interesse deS Staates liegen , ob es aber
im Interesse des Staates liege und ob er es für gerechtfertigt
hält , eine bestimmte neue Rcligionsgescllschaft soweit zu be¬
günstigen , das , denke ich, werden wir immer den Prüfungen
desselben in den einzelnen Fällen überlassen müssen und wir
dürfen nicht von vornherein gleich bestimmen , daß jede Reli-
gionsgesellschast , deren Einrichtungen nur nicht gerade den
Staatszwecken zuwiderlauftn , eine solche Begünstigung haben
soll , denn hierin würde doch eine zu weit gehende Begün¬
stigung und Beförderung des Sectcnwcsens liegen . Ich denke,
daß wir alles um so unbedenklicher der Gesetzgebung über¬
lassen können , da ja der Landtag dabei mitzuwirken hat.

Abg . Niebour H . : Der Vorredner hat zunächst gefragt,
ob man der Ansicht wäre , daß nach dem Staatsgrundgefttze
Corporationsrechte auf anderem Wege als durch das Gesetz
erlangt werden können . Ich glaube unbedingt darauf ant¬
worten zu können , daß Keiner der Ansicht gewesen ist , son¬
dern baß die Ansicht dahin ging , es ist auch bisher nach dem
Staatsgrundgefttze zur Erlangung von Corporationsrechten
ein Gesetz nothwendig gewesen. Der Vorredner scheint aber
hieraus abzuleiten , daß im Staatsgrundgefttze wesentlich nichts
anderes stünde , als was jetzt als neu vorgeschlagen ist. Darin
scheint der Vorredner , meiner Ansicht nach , zu irren . Ist
Etwas der Gesetzgebung überlassen , so hängt es lediglich von
der Ansicht der beiden gesetzgebenden Gewalten ab, sie können
dann Corporationsrechte auch solchen Religionsgesellschaften
verweigern , deren Einrichtung und Disziplin dem Staats¬
zwecke durchaus ungefährlich sind . Hingegen bleibt es beim
Staatsgrundgesetz ; so dürfen die gesetzgebenden Faktoren nur
dann Corporationsrechte verweigern , wenn sie mit Recht be¬
haupten können , daß Lehre , Disziplin und Einrichtung den
Zwecken des Staats widerstreiten . Es liegt doch ein sehr
wesentlicher Unterschied vor . Wollte man in einem bestimmte«
Falle nach dem Staatsgrundgefttze einer Religionsgesellschaft
die Corporationsrechte verweigern , so müßte wenigstens nach¬
gewiesen werden , worin das Unvercindarliche der Gesetze die¬
ser Gesellschaft mit den Staatszwccken liege. Das würde
nicht nöthig lein , wenn die Entscheidung rein dem Gesetze
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überlassen würde . Dann faßt der Vorredner die Ertheilung
der Corporationsrechte als ein Vorrecht auf , was man nicht
jeder Religionsgesellschaft , möge sie sein , wie sie wolle,
ertheilen könne . Damit bin ich einverstanden , nicht jeder
Religionsgesellschaft , möge sie sein , wie sie wolle,  wohl
aber jeder ReligionsgeseÜschaft , deren Gesetze und Einrichtun¬
gen dem Staatszwecke nicht zuwider sind , mag man Corpo-
rationsrechte ercheilen ; denn ich sehe die Wahrung der Religion
hauptsächlich darin , baß jeder Staatsbürger sich frei und
ungehindert zu einer Religionsgesellschaft , zu einer Sekte
meinetwegen , bekennen kann , zu der er sich hingezogen fühlt.
Es scheint mir dem Zwecke des Staatsgrundgesetzes mehr
entsprechend , daß jeder Staatsbürger dies frei thun kann , als
wenn er durch eine Bestimmung vom Staate gezwungen
wird , sich einer mit Corporationsrechten beliehenen Religions-
gesellschast anzuschließen , der er im Innern nicht angehört
und das scheint man zu bezwecken, wenn man auf solche
Weise die Sektcnbildung hindert.

Regierungskomm . Nunde . Die Herren Vorredner sind
davon ausgegangen , baß nach dem Staatsgrundgesetz einer
Religionsgesellschaft Eorporationsrcchte nur versagt werden
können , wenn Lehre und Disziplin dem Staatszwecke zuwi¬
derlaufen ; es steht aber im Gesetz, daß Corporationsrechte ver¬
sagt werden können , wenn Lehre , Disziplin und Verfas¬
sung  dem Staatszwecke jznwiderlaufen . Es wird sich nun
wohl aus den Statuten einer Religionsgesellschaft leicht Nach¬
weisen lassen, daß ihre Lehre und Disziplin den Staatszwecken
nicht zuwioerlaufe ; ob das aber auch hinsichtlich der Verfas¬
sung der Fall ist , wird oft sehr die Frage sein. Corporatio-
nen sollen doch einen immerwahrenden Zweck haben und einer
jeden ephemeren Erscheinung wird man nicht gleich Corpora-
tionsrechte geben können ; es muß also die Verfassung dieser
Religionsgesellschaft eine Garantie für eine gewisse Dauer der¬
selben geben , und schon über diesen Punkt werben die An¬
sichten leicht sehr verschieden sein. Es ist also nichts Wesent¬
liches, nichts Erhebliches gegeben mit diesem Satze des Staals-
grundgesetzes ; der Satz soll jetzt nicht eben beschränkt werben,
sondern die Staatsregierung ist davon ausgegangen , daß , wenn
beide Faktoren der Gesetzgebung sich darüber einigen müssen,
ob einer Religionsgesellschaft Eorporationsrcchte zu geben seien
oder nicht, darin dieselbe Garantie liege , und eine noch größere
als in der jetzigen Fassung deö Staatsgrundgesetzes.

Adg . Selckmann II . : Ich möchte nur ein paar kurze
Bemerkungen gegen den Abg . für Schwartau mir noch er¬
lauben . Derselbe glaubt , daß schon dadurch , wenn einer Re-
ligivnsgesellschast die Vorrechte einer Religionsgenossenschast
verweigert würden , die Mitglieder dieser Religionsgesellschaft
gezwungen werden könnten , sich einer anderen Religionsge¬
nossen chaft anzuschließen . Das kann ich nun nicht finden,
ein solcher Zwang liegt gewiß nicht darin ; in der freien Aus¬
übung ihrer religiösen Gebräuche sind sie in keiner Weise ge¬
hemmt ober verhindert ; es soll nur darüber , ob ihnen beson¬
dere Vergünstigungen , die in der Ertheilung von Eorpora-
tionsrechten liegen , werden sollen, ein Gesetz entscheiden ; und

ich glaube , daß cs mit der religiösen Ueberzeugung derjenigen
Leute schlecht beschaffen wäre , welche sich durch Verweigerung
eines solchen Vorrechts schon bewegen lassen könnten , sich ei¬
ner anderen Religionsgenossenschast anzuschließen . Wenn dann
ferner behauptet ist , es liege doch insofern ein bedeutender
Unterschied zwischen der jetzigen Vorlage und der bisherigen
Bestimmung , — denn es wird zugegeben , daß früher ebenfalls
nur durch daö Gesetz Corporationsrechte verliehen werden konn¬
ten , — als nach den srühecn Bestimmungen die beiden Fak¬
toren der Gesetzgebung Corporationsrechte nur dann hätten
verweigern können , wenn sie mit Recht behaupten konnten,
daß Lehre , Disziplin und Verfassung dem Staatszwecke zu-
widerl 'efen , so möchte ich fragen , wer dann entscheidet , ob
mit Recht behauptet werden kann , daß Etwas den Slaats-
zwecken zuwiderlaufe oder nicht . Es sind dies Ansichten,
welche bei dem Einen auf diese , bei einem Andern auf jene
Weise sich bilden , und wenn beide Faktoren darin übereinsiim-
mcn , oder auch nur einer der Ansicht ist. daß Lehre, Diszip¬
lin und Verfassung den Staalszwecken zuwiderlaufen , die
Mitglieder der Religionsgesellschaft aber behaupten , daß sie den
Staatszwecken nicht zuwider sind , wer anders soll da ent¬
scheiden , als immer nur die Faktoren der Gesetzgebung ? Ich
sehe also nicht , welch' bessere Garantie durch die Bestimmung
des Staatsgrundgesetzrs gegeben wird , wohl aber sehe ich, daß
sie Veranlassung zu Verwickelungen und Zweifeln geben wird,
die wir jedenfalls zu vermeiden suchen müssen.

Abg . Niebour H . : Ich erlaube mir zu bemerken , daß
ich nicht geradezu behauptet habe, wenn RcligionsgeseUschaften
die Corporationsrechte verweigert werden , baß man dann die
Mitglieder derselben sich andern anzuschließen zwinge . Wenig¬
stens habe ich es nicht sagen wollen ; ich glaube auch, ich habe
es nicht gesagt . Ich habe nur sagen wollen , daß man durch
soia-e Bestimmungen , wonach auch jeder sonst unverfänglichen
ReligionsgeseUschast die Corporationsrechte verweigert werden
können , der. freien Entschließung nach der innern religiösen
Ueberzeugung Hemmnisse setzt, und dagegen bin ich , und ich
glaube , es wird Niemand bestreiten können , daß man Hemm¬
nisse der freien Entscheidung für die eine oder für die andere
Religionsgesellschaft aufbaut , wenn man die Ertheilung von
Corporationsrechten erschwert . Wenn dann weiter angefoch-
tcn worben ist, ich habe behauptet , nach dem Siaalsgrundge-
sctz konnte einer Religionsgesellschaft das Corporationsrecht
nur verweigert werden , wenn mit Recht von ihr behauptet
werden könne , daß die Religionsgesellschaft dem staatlichen
Zwecke widerspräche , und cs sei dies praktisch nichts , weil
Niemand darüber zu entscheiden habe , ob die Corporations-
rcchie von den Gesetzgebern mit Recht oder Unrecht  ver¬
weigert würden . Darauf sage ich, daß , so lange wir den bei¬
den Faktoren der Gesetzgebung noch irgend Vertrauen schenken,
wir auch annehmen müssen , daß sie diese Corporationsrechte
nur verweigern werden , wenn die Einrichtungen der Gesell¬
schaft dem Zwecke des Staats zuwideriausen , und so lange
sie noch dieses Vertrauen verdienen , so ist das schon eine Ga¬
rantie , wenn auch keine gerade ganz entschiedene.
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Abg . Wtbel II . : Dasselbe Vertrauen in die Faktoren
der Gesetzgebung , welches eben noch am Schluß der letzten
Rede hervorgehoben wurde , nehme ich auch für diejenigen
Fälle in Anspruch , wo eben diese gesetzgebenden Faktoren
künftig über die Ansprüche auf Corporationsrechte zu entschei¬
den haben werden , auch ohne diese Beschränkung : „ wenn Lehre,
Disziplin oder Verfassung dem Staatszwccke nicht zuwider-
laufen , und grade hier möchte ich diesen gesetzgebenden Fakto¬
ren »recht gern einen weitern Spielraum gelassen haben und
gehe deshalb vielleicht etwas weiter noch , als der Ausschuß¬
bericht gelhan hat . Ich kann mir denken , daß eine religiöse
Gesellschaft im Staate ihre Duldung finden muß , wenn ihre
Lehre, Disziplin oder Verfassung nicht geradezu dem Staats¬
zwecke zuwiderlaufen , aber daß dennoch den beiden Faktoren
der Gesetzgebung hinreichender Grund zur Hand sein mag,
ihnen Corporationsrechte nicht zu ertheilcn und diesem Rechte
staatsgrundgesetzlich entgegenzutreten , halte ich grade für höchst
unzweckmäßig , da ich mit den Vorrednern dasselbe Vertrauen
in die beiden Faktoren der Gesetzgebung setze, wie sie.

Präsident : Ich schließe die Berakhung , da Niemand
weiter sich zum Worte gemeldet hat , vorbehaltlich des letzten
Wortes des Herrn Berichterstatters.

Berichterst . Nutzer : Die Bestimmung , daß künftig nicht
im Verordnungswegc Corporationsrechte crchcilt werden kön¬
nen, ist, wie behauptet wird , und gewiß mit Recht , eigentlich
nur eine Auslegung . Gleichwohl ist sie eine Ausnahme im
Sinne derjenigen , welche das in Anspruch nehmen möchten,
daß die Ertheilung von Corporationsrechken nicht allein von
der Staatsregierung abhängig sind . Es ist damit gewisser¬
maßen eine neue Garantie gegeben , daß diese Auslegung hier
ausdrücklich nicdergelegt ist. Deshalb empfiehlt sich aus die¬
sem Grunde der neue Vorschlag zur Annahme . Der erste
Redner hat sich aber für den bisherigen Satz erhoben und
gegen die Neuerung angeführt , sie enthalte eine ungeheuere
Beschränkung ; nachgcwiesen,  worin der Unterschied und

Insbesondere die Beschränkung besteht, hat er nicht . Erft die
folgenden Redner haben die Sache auf die praktische Frage
zurückgeführt und es scheint mir , daß der Abgeordnete aus
Ncuenburg die Frage , ob denn im Staatsgrundgesetz bisher
ein erzwingbares Recht gelegen , bereits verneint hat . Wenn
das nun verneint werden muß , wenn zugegeben werden muß,
daß die Ausdrücke Staatszwccke , Lehre, Disciplin , Verfassung
so außerordentlich biegsam sind, daß es im Wesentlichen doch
immer darauf ankommt , was die Versammlung , die im Ge-
setzesweze mit darüber zu berathen hat , darunter verstehen
will , so kann ich nicht glauben , daß ein erheblicher Werth
darauf gelegt werden müsse , daß nun von der StaatSregie-
rung , oder innerhalb der Landtagsversammlung , Nachmessung
zu geben wäre darüber , daß wirklich gegen den Staatszweck
verfehlt sei ; einfach brauche ich hinzuweisen darauf , daß,
wenn eine Mehrheit die Erlheilung nicht will , sie nicht zu
reden braucht , sondern nur abzustimmen , und daß also eine
Garantie in der Beibehaltung der Bedingungen der Versa¬
gung nicht liegt . Zn früheren Zeiten war es das Höchste,

was die Anhänger freiester religiöser Bewegung von dem
Staate forderten , wenn sie sagten : »Freiheit der Sektenbil-

dung " , wir sollen nach Ansicht der Gegner aber jetzt noch
darüber hinausgehen , wir sollen eine Sekten b egünstigung
im Staatsgrundgesetz garantiren , und das scheint mir doch
nicht angemessen.

Präsident : Es liegt der Antrag der Staatsregierung
vor , den letzten Satz des Art . 77 ., welcher lautet:

„und können auch andern dieselben nur versagt wer¬
den , wenn Lehre , Disciplin oder Verfassung dem
Staatszwccke zuwiderlaufen"

zu streichen. Ter Ausschuß hat sich mit diesem Anträge ein¬
verstanden erklärt , indem nach dem Vorschläge der Staatsrc-
gierung gesetzt werden soll:

„andere können diese Rechte nur durch ein Gesetz
erhalten ."

Ich ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche wol¬
len , daß der letzte Theil des Art . 77 . die von der Staalsrc-
gicrung vorgeschlagene Fassung erhalten , sich zu erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen . — Zch ersuche den Herrn
Berichterstatter forrzufahren.

Berichterst . Rüder ( verlies ' t Art . 78 . des Berichts mit
dem Anträge Nr . 20 .) .

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand das Wort ? —
Da das nicht der Fall ist, gehen wir zur Abstimmung.

Nach dem Anträge der Staatsregierung soll es heißen:
„welche für weltliche Gemeinden maßgebend sind." Nach
dem Anträge des Ausschusses soll gesetzt werden : „welche für
die weltlichen Gemeinden maßgebend sind" , indem blos das
Wort „ übrigen " am Schluß des Artikels weggelaffcn und
durch „ weltlichen " ersetzt, mithin der Artikel beibehalten wird.
Zch bringe den Antrag des Ausschusses zur Abstimmung , mit
dessen Annahme ist der Regierungsamrag erledigt . Zch er¬
suche demnach diejenigen Herren , welche wollen , daß statt des
Wortes „übrigen " am Schluß zu setzen sei „ weltlichen " , sich
zu erheben . — Der Antrag ist angenommen . Zch ersuche
den Herrn Berichterstatter fortzufahrcn.

Berichterst . Nutzer (verliest Art . 79 . des Berichts mit
den Anträgen Nr . 21 . und 22 .) .

Präsident : Ich eröffne die Bcrathung über die vor¬
liegenden Anträge . — Da sich Niemand zum Worte meldet,
gehen wir zur Abstimmung . Es liegt der Antrag der Staats
regierung vor , im Art . 79 . des Staatsgrundgesetzes die
Worte : „ oder zur Beobachtung kirchlicher Ruhetage " , zu strei¬
chen ; der Ausschuß hat sich damit einverstandenerklärt . Die
Mehrheit des Ausschusses will , nachdem diese Streichung an¬
genommen sein wird , dem Art . 79 . einen Zusatz gegeben wis¬
sen, welcher lautet : „ Vorschriften über Beobachtung kirchlicher
Ruhetage bleiben der Gesetzgebung überlassen ." Ich bringe
den Antrag der Staatsregierung zur Abstimmung und er¬
suche diejenigen Herren , welche dem Anträge auf Streichung
der Worte : „ oder zur Beobachtung kirchlicher Ruhetage"
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nicht betreten wollen , sich zu « heben. — Der Antrag ist
«instimmig angenommrn.

Abg . Mölltng : Ich bin dagegen ; ich habe die Ab-
stimmungsfraae überhört.

(Heiterkeit .)
Präsident : Ich bringe den Antrag Ar . 22 . der Mehr¬

heit zur Abstimmung . Er geht auf Aufnahme des Zusatzes
zu Art . 79 . :

„Vorschriften über Beobachtung kirchlicher Ruhetage
bleiben der Gesetzgebung überlassen ."

Ich ersuche diejenigen Herren , welche wollen , daß der
eben verlesene Zusatz in das Slaatsgrundgesetz ausgenommen
werde , sich zu erheben.

(Ein Thcil der Versammlung erhebt sich.)
Ich bitte einen Augenblick stehen zu bleiben , meine Her¬

ren ! Der Antrag ist mit überwiegender Majorität angenom¬
men . Ich ersuche den Herrn Berichterstatter sortzufahren.

Berichterst . Rüder (liest : „ Art . 80 . . . . mit dem An¬
träge Nr . 23 .) .

Präsident : Ich eröffne die Berathung über diesen
Artikel.

Abg . Niebour II . : Ich bitte um 'S Wort.
Präsident : Abg. Niebour II.
Abg . Niebour II . : Ich möchte mir nur ein paar

Worte erlauben , um auf eine Sache aufmerksam zu machen,
die gerade nicht unbedingt sich auf diesen Antrag bezieht, aber
damit zusammenhängr . Es ist meines Erachtens die bis¬
herige Form der Eidesabnahme eine solche, die dringend eine
Abänderung erfordert . Der Eid wurde bis jetzt so abgenom¬
men , daß er den Schwörenden Wort für Wort vorgesagt
und von demselben Wort für Wort nachgesprochcn wurde.
Wer einer derartigen Eidesabnahme zugeschen hat , wirb ge¬
wiß mit mir sagen , daß es eine Form ist, die den öffentlichen
Anstand leicht sehr zu verletzen im Stande ist , namentlich
wenn mitten in dm Sätzen lateinische Brocken Vorkommen,
die der Schwörende nicht versteht , wenn , wie es oft vor-
kommr , der Schwörende die Aufforderung , seinen Namen zu
sagen , nachspricht , statt seinen Namen zu nennen . Derartige
Mißverständnisse kommen auch nicht selten vor . Es scheint
mir , eS ließe sich die Sache leicht , selbst ohne Gesetz ändern,
und zwar dahin : daß dem Schwörenden der Eid vorgelesen
werde und er dann , wie es im Landtag Sitte ist, am Schluffe
sagt : „ Ich schwöre cs , so wahr mir Gott helfe ! " Ich
glaube nicht , daß ein Gesetz existirt, welches dieser Form ent¬
gegen wäre und deshalb habe ich diese Sache hier öffentlich
zur Sprache bringen wollen.

Abg . Schloifer : Ich theile vollkommen die Ansicht
des Abg . Niebour  und bemerke dazu , daß wenigstens bei
dem Gericht , welchem ich- angehöre , der Eid m der Weise
abgenommen wird , wie er vorschlägt , seil längerer Zeit schon,
vielleicht später , als der Abg . Niebour  die Zustizcanzlei
verließ . Namentlich ist daS bei Diensteiden geschehen. Die
Eidesformel wird dem zu Beeidigenden zur Einsicht behän-
digt , er erklärt , daß er sie gelesen und verstanden habe, dann

wird nach erfolgter Vorlesung der Eid geleistet . Ich bin auch
damit einverstanden , daß kein Gesetz einem solchen Verfahren
hindernd enkgegentritt . Es wird nur einer Verwaltungsver-
fügung bedürfen , um dieses Verfahren allgemein zu mache« .
Bei Zeugeneiden wird freilich wohl regelmäßig ein anderes
Verfahren beobachtet ; — nämlich , wenn eine Mehrheit von
Zeugen vereidigt werden soll , so sprechen sic den Eid gleich¬
zeitig. — Auch ich bin überzeugt , daß dieses Verfahren nicht
zweckmäßig ist und weder einer angemessenen Form entspricht,
noch dem Schwörenden die Heiligkeit des Actes gehörig vor
Augen treten läßt , also einer zweckmäßigen Abänderung
bedarf.

Abg . Becker : Ich bin mit den Herren Vorrednern
durchaus einverstanden , möchte aber zu erwägen geben , ob hier
nicht doch noch eine kleine Aenderung nothwendig sei, da die
Herren Vorredner davon ausgegangen und auch der Aus¬
schuß damit einverstanden sein wird , daß schon bisher beson¬
dere Förmlichkeiten bei der Eiteslessiung nicht ausgeschlossen
gewesen sind , indem der Art . 80 . blos die Formel festsetzt.
ES könnte nun möglich sein, daß , wenn es jetzt heißt : „ be¬
sondere Förmlichkeiten sind zulässig nach Maßgabe des zu er¬
lassenden Gesetzes" , man damit die bisherigen Förmlichkeiten
aufheben oder deren Zulässigkeit bestreiten wollte . Ich habe
deshalb einen Abänderungsvorschlag gemacht , den ich hiermit
überreiche . Er geht dahin:

daß statt der Worte : „ nach Maßgabe des zu erlassen¬
den Gesetzes" die Worte zu setzen sind : „ nach Maß¬
gabe der Gesetze"

Präsident : Vom Abg . Becker wird das Amendement
gestellt:

statt der Worte in dem Anträge : „ nach Maßgabe
des zu erlassenden Gesetzes" zu setzen: „ nach Maßgabe
der Gesetze" .

Ist dieser Antrag unterstützt.
(Mehrere Stimmen „ Za " .)

Er ist hinlänglich unterstützt und kommt mit zur Bert^
thung . Abg . Rüder.

Berichterst . Rüder : Absicht des Ausschusses ist es nicht
gewesen , die bisherigen Förmlichkeiten , welche neben der neuen
Eidesformel fortbestanden haben , als unzulässig zu bezeichnen
und in dieser Auffassung glaube ich aus dem Sinne des
Ausschusses zu sprechen, wenn ich diese Aenderung , die mir
für den Augenblick als Verbesserung erscheint, adopiire . Ich
glaube der Sinn des Ausschusses wird durch das Amende¬
ment des Abg . Becker besser ausgedrückt , als durch die
Fassung , die wir vorgeschlagen haben.

Präsident : Ich werde annehmen dürfen , daß der Aus¬
schuß mit dieser Erklärung des Herrn Benchterstatttrs einver¬
standen ist , da kein ausdrücklicher Widerspruch von Seiten
der Mitgl eder desselben erfolgt . Es würde sich danach der
Antrag des Ausschusses dahin modisiciren , daß in denselben
das Amendement des Abg . Becker ausgenommen wird . Ich
schließe die Berathung , da Niemand weiter sich zum Worte
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gemeldet hat , und bringe den Antrag zur Abstimmung . Es
liegt vor ein Antrag der Staatsregierung:

dem Art . 80 . einen Zusatz zu geben in folgender Fas¬
sung : „ Zusätze zu dieser Formel und sonstige Förm¬
lichkeiten sind zulässig nach Maßgabe des zu erlassen¬
den Gesetzes ."

Vom Ausschuss « wird beantragt:
diesem Zusatze eine andere Fassung zu geben , nämlich
dahin : „ Zusätze zu dieser Formel so wie besondere
Förmlichkeiten sind zulässig nach Maßgabe der Ge¬
setze."

Ich bringe den Antrag des Ausschusses Nr . 23 ., wie er
mit dem von ihm angenommenen Amendement des Abg . B c-
cker jetzt lautet , zuerst zur Abstimmung . Wird derselbe ange¬
nommen , so ist damit der Regierungsantrag , welcher im
Wesentlichen ganz damit übereinstimmt , erledigt . Ich ersuche
diejenigen Herren Abgeordneten , welche dem Antrag Nr . 23.
nicht beitreten wollen , sich zu erheben.

(Niemand erhebt sich.)
Der Antrag ist einstimmig angenommen . Ich bitte den

Herrn Berichterstatter fortzufahren.
Berichlerst . Rüder liest Art . 81 . : Der 2 . Absatz mit

den Anträgen Nr . 24 ., 25 ., 26 ., 27.
Präsident : Ich eröffne die Berathung über den Ge¬

genstand.
Abg . Mölling : Ich bitte um 's Wort.
Präsident : Sie haben das Wort.
Abg . Mölling : Der Art . 81 . des Staatsgrundgesetzes

zerfällt im 1. Absätze in 2 Theile , in den 1. , daß die bür¬
gerliche Gültigkeit der Ehe nur von Vollziehung des Civil-
actes abhängig sei und in den 2 ., daß dle kirchliche Trau¬
ung nur nach Vollziehung des Civilactes stattsinden soll.
Schon im vereinbarenden Landtage wurde über die Frage
weitläufig discutnt , ob der Civilact nothwendig vorangehen
und die kirchliche Einsegnung folgen müsse. Ich gestehe auf¬
richtig, daß ich nach meiner Anschauung für völlige Trennung
des Staates und der Kirche gestimmt haben würde , daß ich
die Einsegnung der Kirche ganz unabhängig betrachte vom
Acte des Staates , daß ich also den Staat kaum für berech¬
tigt Hallen kann , sich die Macht zuzulegen , zu verlangen , daß
zuerst der Civilact vorgenommen werde und dann die kirch¬
liche Einsegnung folgen könne . Da dies aber in demStaals-
grundgesetz einmal steht , und ich auch nach unseren jetzigen
politischen Verhältnissen nicht mehr erreichen kann , so muß
ich mich für die Beibehaltung der staatsgrundgesetzlichen Be¬
stimmung erklären . Der Ausschuß aber entfeint durch seinen
Antrag das ganze Institut der Civilehe , und damit kann ich
mich nicht einverstanden erklären , er sieht nicht ein, wie es die
bürgerliche Wohlfahrt und Freiheit , welche durch das Staats-
grundgs . angestrcbt ist, fordere , zu dieser Form der Ehe die Staats¬
bürger zu zwingen . Ich meine aber , daß durch die Civilehe
überall kein neuer Zwang eingeführt wird , denn gegenwärtig
wird die Ehe nur rechtsgiltig und rechtsverbindlich durch die
kirchliche Einsegnung , die einen viel giößern Zwang , den Zwang

des Gewissens enthalten kann . An die Stelle der Einseg¬
nung , welche jetzt absolute Nothwendigkeit ist, tritt dann der
Zwang des Civilacts , also eine Verpflichtung an die Stelle
der andern . Ich wüßte überhaupt nicht , wie ohne irgend
einen Zwang die Rechtsgültigkeit der Ehe hervorgebracht
werden könne , und deshalb wird eö nur darauf ankommen,
ob die Einführung der Civilehe den Vorzug verdiene , oder
ob sie überhaupt nützlich und nothwendig erscheine.

Einen zweiten Grund , um sich gegen dieses Institut zu
erklären , nimmt der Ausschuß davon her , daß dieser Act der
jetzt lebenden Generation etwaö Fremdes sei, dem sie zwangs¬
weise sich unterwerfen solle. Auch diesem Grunde kann ich
nicht beipflichten ; die Civilehe ist nichts Fremdes , der Ge¬
danke daran ist bei den Völkern kein neuer und in ihre Ge-
müther längst cingedrungen ; der Gedanke der Civilehe ist so
verbreitet , daß diese Besorgniß uns nicht abschrecken darf,
ein Institut einzuführen , das mir aus anderen Gründen als
nothwendig und wünschenswerth erscheint . Ueberhaupt bei
jeder neuen Einrichtung ist ja etwas Fremdes und die Civil-
ehc ist so vielfach durchsprochen , so vielfach in Schriften ver¬
handelt , daß , wie ich glaube , sie keineswegs in den Gcmüthern
der Bevölkerung so fremd sein wird , wie der Ausschußbericht
anzunehmen scheint . Ferner sagt der Autschußbericht , daß
die Führung der Civilstandsbücher , wenn sie durch bürgerliche
Beamte zweckmäßig und nothwendig befunden würde , keines¬
wegs die Civilehe fordere . Das gebe ich zu . Daß aber die
die Führung dieser Civilstandsbücher von großer Erheblichkeit
ist, wird mir Niemand in Abrede stellen und daß , wenn sie
durch zwei Hände geht , wenn sie Zwei in die Hand gelegt
bekommen , was vielfache Rücksichten nothwendig machen , dann
allerdings Verwirrung entstehen kann durch unordentliche
Führung der Beamten , entweder der Kirche oder des Staats,
da zweie concurriren müssen , wird Niemand bestreiten . Ich
halte aber besonders die Einführung der Civilehe für höchst
wünschenswerth , weil Sie , wie wir , ja Freiheit des Glau¬
bens , Freiheit der Religionsübung haben wollen , weil gegen¬
wärtig die kirchliche Trauung , wodurch die Ehe allein jetzt
sanctionirt wird , eine Religionsübung ist , und weil doch
Mancher vielleicht sich in seinem Gewissen beeinträchtigt füh¬
len könnte durch eine Form , vielleicht durch dabei vorkom¬
mende Persönlichkeiten , so daß die Ehe , da sie doch wesent¬
lich ein bürgerliches Institut , geschlossen werden kann , wenn
der bürgerliche Act von d.r Obrigkeit vollzogen wird , jener
Freiheit deS Gewissens und der Religionsübung nicht wider¬
spricht . Mag , wer es wünscht , dann einen Prediger zuziehen,
mag die Kirche , die keinen bürgerlichen Act gültig machen
kann , deren Reich nur ein Reich der Liebe, nicht ein Reich
des Zwanges ist, hinzutreten , wenn sie von dem Betreffenden
angeruftn wird . Ich muß mich also gegen den Antrag er¬
klären , daß für jede gesetzlich zulässige Ehe eine gültige Form
der Eingehung zu gewähren sei; denn hiernach würden wir
vielleicht wieder , was der Ausschuß auch anzudeuten scheint,
auf die blos kirchliche Einsegnung zurückkommen können.
Gesetzlich würde also hiernach festgestellt werden können , daß
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auch in Zukunft die kirchliche Einsegnung nothwendig sei,
und wie gesagt , daS kann ich im Sinne der Kirche , im
Sinne der kirchlichen Freiheit nicht wünschen , ebensowenig
wie ich der Kirche das Recht entzogen haben will , da eine
Einsegnung vorzunehmen , wo sie begehrt wird . Ich erkläre
mich daher für Beibehaltung des Art . 81 . des Staatsgrund-
gesctzes, eventuell für den Antrag der Staatsregierung , wie er
wesentlich konform ist mit dem Art . 216 . des Staatsgrund¬
gesetzes, daß wenigstens der Satz stehen bleibe, daß die Civil-
ehe beibehalten werden müsse.

Abg . v . Finckh : DaS Staatsgrundgesetz erklärt den
Civilakt als dasjenige , auf daS es bei der Ehe eigentlich nur
ankommt , die kirchliche Trauung laßt es passiren , aber sie
ist ihm nichts wesentliches . Diese Stellung paßt nicht zu
der Lage unsers Landes , in der es jetzt ist. Bei uns ist
nicht der Civilakt in der Meinung des Volkes die Haupt¬
sache , die kirchliche Trauung ist ihm die Hauptsache , nur
diese. Der Civilakt ist in den Augen der Meisten in unserem
Lande ein gleichgiltiger Akt . Da wir aber jetzt zu bestimmen
haben nach den Verhältnissen wie sie sind , und sür 's Erste
noch bleiben werden , und nicht , wie sie demnächst vielleicht
sein können , so muß das auch festgehalten werden im StaaiS-
grundgesetz , und gesagt werden : Dasjenige , worauf es bei
der Ehe hauptsächlich ankommt , ist die kirchliche Trauung.
In dieser Beziehung stimme ich mit dem Ausschüsse vollkom^
men überein , daß der Abs. 1 des Art . 81 , welcher das Ver-
hältniß vollkommen umkehrt , gestrichen werde . Durch das
Obige wird aber nicht ausgeschlossen , daß auch ohne jene Form
rein bürgerlich die Ehe müsse eingcgangen werdeu können,
wenn Jemand dieses will , weil sich ihm entweder bezüglich
jener  Form Schwierigkeiten im gewöhnlichen Wege bieten,
oder weil er sie überhaupt , auch ohne diese Schwierigkeiten,
nicht will . Auch dafür müssen wir einen Weg geben . Die¬
sen hat der Ausschuß auch geben gewollt , und zu geben ge¬
glaubt , indem er im Antrag Nr . 25 vorschlagt : „Für jede
gesetzlich zulässige Ehe hat das Gesetz eine gültige Form der
Eingehung zu gewähren ." Vom Herrn Vorredner ist , wie
ich glaube mit Recht , schon darauf aufmerksam gemacht , daß
darnach  möglicherweise wieder auf die kirchliche Einseg¬
nung allein  zurückgekommen werden könne , indem das
Gesetz sagte : „da ist ja eine gültige Form ", — und zwar
um so mehr , als cs nach der Stellung des Antrages Nr . 25
scheinen könnte , als beschränke er sich nur auf die Fälle der
Religionsverschiedcnheit,  indem dieser Antrag nur
als Zusatz zu Art . 81 Abs. 2 , der nur von der Religions-
Verschiedenheit handelt , vorgcschlagen ist. Darauf kann cs
nicht beschränkt sein , denn es müssen Alle  sagen können:
wir wollen nur eine bürgerliche Eingehung . Deshalb glaube
ich , es muß dieser Antrag etwas verändert gefaßt werden,
damit das Bedenken , was der Abg . Mölling  hervorgeho-
bcn , und ich weiter ausgcführt habe , beseitigt wird . Es muß
meiner Ansicht nach lauten:

»Für jede gesetzlich zulässige Ehe hat das Gesetz eine

gültige Form der bürgerlichen  Eingehung (Civilehe)
zu gewahren ."

Man wird vielleicht darauf erwidern : das ist ja dasselbe,
als wenn wir den Satz : „ die Civilehe ist einzusühren ", bei¬
behalten . Diesen Einwand würde ich nicht für begründet
halten . Denn wenn wir im Staatsgrundgesetz nur sagen,
„die Civilehe ist einzuführen " , weiter Nichts , — von der kirch¬
lichen Trauung ist im Staatsgrundgesetz gar nicht die Rede —
so ist dadurch eben die Civilehe wieder in den Vordergrund
geschoben , und das ist es , was , nach meiner Ansicht , nicht
geschehen muß . Sie muß nur als mögliche  Ausnahme hin¬
gestellt werden , aber immer in zweiter  Linie . Das wird
erreicht , wenn der spätere Satz : „die Civilehe ist einzuführen " ,
gestrichen wird , und dagegen in diesem Zusatze gesagt wird:
„es ist eine bürgerliche Eingehung der Ehe zu gewähren,
d. h. für den , der es will ." Daher erlaube ich mir den obi¬
gen Antrag zu stellen.

Präsident : Der Verbesserungsanrrag des Abg . v. Finckh
geht dahin , es möge der vom Ausschüsse unter Nr . 25 vor¬
geschlagene Zusatz folgendermaßen gefaßt werden:

„Für jede gesetzlich zulässige Ehe har daS Gesetz eine
gültige Form der bürgerlichen Eingehung (Civilehe)
zu gewähren ."

Ist dieser Antrag unterstützt?
(Die Unterstützung erfolgt .)

Er ist hinlänglich unterstützt . Der Abg . Wibel  H . hat
daS Wort.

Abg . Wibel II . : Ich bin zwar Mitglied des Revi-
sionsausschusses und habe den von dem Herrn Berichterstatter
vorgekragenen Bericht auch mit unterzeichnet , ohne meine ab¬
weichende Meinung als Minderheit geltend zu machen ; den¬
noch aber hat die Fassung des unter Nr . 25 im Berichte auf¬
führten Antrages für mich Etwas allerdings Beengendes ge¬
habt . Die Ehe scheint auch mir ein vorzugsweise bürgerliches
Institut zu sein , ich lege ihr aber zu gleicher Zeit eine so
hohe Wichtigkeit bei , daß mir insofern die feierliche kirchliche
Einsegnung gleich heilig und hoch steht . Gerade aus dieser
unparteilichen Auffassung des Instituts von buden Seiten
verzichte ich hier darauf , daß durch die bisherige Fassung im
Staatsgrundgesetz gewissermaßen der Civilehe das Vorrecht
vor der kirchlichen Ehe gegeben und diese , wie ein Mitglied
gesagt hat , ins zweite Glied gestellt wird ; ich möchte aber auch
eben so wenig durch eine ankere Fassung die bürgerliche Ehe
ins zweite Glied gestellt wissen. Ich möchte namentlich nicht,
wozu mir bisher die Fassung des Antrags 25 Veranlassung
gegeben hat , zu befürchten haben , daß in dem erwartenden
Gesetze für die künftig zu erwartende bürgerliche Ehe nur ge¬
wissermaßen ein Zufluchtsort offen gelassen würde , zu dem
Derjenige , welcher seiner Ueberzeugung nach der bürgerlichen
Ehe , sei es mit nachfolgender , mit vorgängiger oder ohne
alle kirchliche Einsegnung , den Vorzug giebt , noch zur Noih
hinflüchten könnte , wenn er bei den verschiedenen bestehenden
Kirchen schon angeklopft hat und abgcwiesen ist- Dadurch
würde die Civilehe , die mir lieb und theuer ist , eine so ge-
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brandmarkte Bedeutung gewinnen , wie ich sie nicht haben
möchte. Ich begrüße daher den Antrag , wie er von dem
Abg . v. Finckh gestellt ist , mit Freuden und werde ihm
meine Zustimmung ertheilen ; ich habe aber diese wenigen
Worte , die ich sprach , noch hinzufügen wollen , um dadurch
meine Abstimmung zu motiviren.

Präsident : Abg. Mölling.
Abg . Mölling : Ich verzichte.
Präsident : Ich schließe— (Reg.-Com. Runde bittet

um' s Wort ) . Herr RegierungS - Commiffair Runde.
Reg .-Commissar Runde : Meine Herren , die Slaats-

regierung hat mit dem Ausdruck des Entwurfs Ari . 213.
wesentlich dasselbe gewollt , waS die Herren Abg ., die über die
Ausschußanträge geredet haben , auch wollen ; es soll danach
nicht absolut die Civilehe in jedem Falle nothwendig sein,
sondern es kann , wo die kirchliche Trauung genügt , das an¬
erkannt werden , und soll nur in den Fällen , wo aus irgend
einem Grunde die kirchliche Trauung nicht zu erreichen wäre
oder nicht verlangt werden sollte, eine bürgerliche Form ge¬
geben werden . Ob dasselbe durch den Antrag des Herrn
Abg. v. Finckh erreicht wird , ist mir in diesem Augenblick
zweifelhaft , denn dadurch wird eigentlich gesagt , daß das Ge¬
setz für jede zulässige Ehe eine bürgerliche Form der Einge¬
hung gewähren solle ; eS muß also danach eigentlich in allen
Fällen Civilehe eingesührt werden und es scheint dasselbe
dann einzutreten , was nach dem Staatsgrundgesetz hätte ein-
Ireten müssen. Ich glaube , da würde der beschränkende An¬
trag der Regierung immer noch der passendste sein , zumal
der Antrag des Ausschusses auch nicht ganz verständlich ist.
Es heißt : „ für jede gesetzlich zulässige ." — Da weiß man
auch nicht recht , waS gesetzlich zulässig sei; wenn eine Ehe
überhaupt  gesetzlich zulässig ist, so ist die Form der Eingehung
auch schon gegeben . Es soll jedoch heißen : für jede nach den
Staatsgesetzen zulässige Ehe , die vielleicht nach den kirchlichen
Gesetzen nicht zulässig ist , soll der Staat auch eine gültige
Form anerkennen . Dieser Zweifel scheint beseitigt zu werden
durch Annahme deS ursprünglichen Antrags der Staatsregie-
rung.

Abg . Mölling : Ich habe früher gesagt , daß ich in
1. Linie für Beibehaltung des Staatsgrundgesetzes und even¬
tuell für den Antrag der Staatsregierung stimmen würde.
Nach dieser Auffassung , wie man sie aufgestellt hat , scheint
cs, daß man die Civilehe zwar einführen will , wie im Ent¬
wurf auch ganz übereinstimmend damit gesagt ist , daß aber
zu erwarten sei , daß die Civilehe als Ausnahme , als Regel
dagegen die kirchliche Trauung angesehen werde . Damit kann
ich mich nicht einverstanden erklären . Ich glaube , und hier¬
nach halte ich eS für sehr bedenklich für den RegierungSan-
trag zu stimmen , ich werde nunmehr einfach dabei bleiben
müssen, für die Bestimmung deS Staatsgrundgesetzes zustim¬
men, da nicht zu erwarten ist , daß ein Gesetz vorgelegt wer¬
den wird , laß die Civilehe als bürgerliches Institut und ohne
Ausnahme für Alle sanctionirt . Ich brauche Nichts weiter
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darüber hinzuzufügen , daß der Abg . v. Finckh behauptet , es
wäre für unsre Verhältnisse die kirchliche Trauung daS An¬
gemessenste. Das kann Jedermann überlassen werden . Ich
glaube , was auch vom Abg . Wibel II . gesagt worden ist,
daß die Ehe wesentlich ein bürgerliches Institut ist, das eben
nur , weil es für die ganze Zukunft geknüpft wird , weil eS
das ganze Leben umfaßt , weil eS so viele wichtige Lebensbe-
zrehungen hat , auch der Mitwirkung der Kirche übergeben
werden kann , unbeschadet der Schließung deS ehelichen Ban-
das durch den Civilakt , und auf diesem Standpunkt stehend,
bleibe ich bei der staatSgrundgesetzlichcn Bestimmung.

Abg . v . Finckh : Ich habe mich nur zu erklären über
den Zweifel , welchen der Herr Reg .-Bevollmächtigte bezüglich
meines Antrags geäußert hat : es würde dadurch das durch
eine Hinterthür wieder eingcführt , was durch die Streichung
des 1. Satzes des Art . 81 . des Slaatsgrundgesetzes beseitigt
würde . Dieser Zweifel scheint mir auf einem Mißverständ¬
nisse meines Antrags zu beruhen . Denn daß die Einführung
der Civilehe als absolut in 1. Reihe stehend in meinem An¬
trag liegen könne , sehe ich wirklich nicht ein , indem er nur
sagt , cs solle eine Form gewährt  werden , es solle dir
Möglichkeit  der Civilehe vorhanden sein. Jener Zweifel,
däucht mir , würde eher bei dem Regierungs -Vorschläge vor¬
handen sein, wo bestimmt und klar hingestellt wird : «die Ci¬
vilehe soll durch ein besonderes Gesetz eingeführt werden ."
Dadurch tritt dieselbe viel bedeutender heraus , als nach mei¬
nem Anträge , wo sie nur mit bescheidener „Gewährung " zum
Vorschein kommt . Ich glaube daher , das Bedenken deS
Herrn Reg . - Bevollmächtigten ist nicht begründet . Was im
Uebrigen gesagt wurde , das zu widerlegen , muß ich den Mit¬
gliedern des Ausschusses überlassen , — gegen meinen Antrag
geht es nicht . —

Reg .-Commissar Runde : Ich muß doch aus einen we¬
sentlichen Unterschied zwischen beiden Anträgen aufmerksam
machen . In dem einen heißt es : „Die C.vilehe soll einge¬
führl werden nach Maßgabe eines besonderen Gesetzes", also
nur für die Fälle , wo dann die kirchliche Trauung nicht
nothwendig sein soll ; nach dem anderen heißt es : „ Für jede
Ehe soll die Form einer bürgerlichen Eingehung gewährt
werden ." Darin liegt ein sehr bedeutender Unterschied.

Abg . Selckmann II. : Die prinzipiellen Gegensätze , welche
sich aus den Berathungen ergeben , bestehen im Wesentlichen
darin , daß aus der einen Seite der Abg . Mölling  die
Civilehe als einzig gültige Form der bürgerlichen Ehe fest-
hält , während auf der andern Seite sämmtliche Redner die
Civilehe in den Fällen für allein genügend erklären wollen,
wo Jemand die kirchliche Ehe nicht eingehen kann oder will,
indem in diesem Falle die bürgerliche Eingehung der Ehe auch
allein zur bürgerlichen Gültigkeit der Ehe genügen soll , daß
also nicht Jeder gezwungen werden soll , außer der kirch¬
lichen Ehe auch noch die bürgerliche Trauung vorzunehmen.
Es ist über die Nützlichkeit der bürgerlichen Ehe schon so
vielfach gesprochen worden , daß ich näher auf diesen Punkt
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einzugchen , wohl nicht nöthig habe ; ich muß nur auf das
Mückkommen , was schon vorher bemerkt wurde , daß wir hier
gesetzliche Bestimmungen für unser Land , für unser  Volk
zu treffen haben und dann kann ich dreist behaupten , daß
die Einführung einer allgemein nvthwendigen Form einer bür¬
gerlichen Ehe in unserm Lande nirgends gewünscht , nirgends
als Bedürfniß gefühlt wird . Man will nicht die Nothwen¬
digkeit der bürgerlichen Ehe , man hält die Eingehung einer
kirchlichen Ehe für eine hinreichend sichere Form der bürger¬
lichen Gültigkeit derselben . Es sprechen auch diejenigen
Gründe , welche im Allgemeinen für Einführung der bürger¬
lichen Ehe angeführt werden , nur für dasjenige , was dem
Sinne nach , wie wir gehört haben , sowohl von der Staats-
regicrung , als auch vom Ausschüsse , und auch vom Abg.
v. Finckh beantragt ist ; es soll nämlich der Einzelne , weil
der Staat von der gültigen Eingehung einer Ehe stets be¬
stimmte bürgerliche Folgen abhängig macht , sich nicht noth-
wendig an die Kirche wenden müssen ; es sollen nicht die
bürgerlichen Folgen der Ehe unbedingt davon abhängig ge¬
macht werden , ob die Kirche diese Ehe einsegnen will oder
nicht ; mir andern Worten , es soll der Staat und der ein¬
zelne Staatsbürger in Beziehung auf die bürgerlichen Rechte
unabhängig stehen vom Willen der einzelnen Kirche. Dies
m. H . ! erreichen wir indessen vollkommen durch den Vor¬
schlag Ihres Ausschusses , wenn wir sagen , daß für diejenige
Ehe , welche nach den Staatsgesetzen zulässig ist , auch von
Seiten des Staats eine gültige Form der Eingehung ge¬
währt werden soll. Wenn wir also sagen, daß eben für die¬
jenige Ehe , welche nach den Staatsgesetzen zulä ' sig ist, —
denn etwas anderes ist mit dem Worte ,/gesetzlich" nicht ge¬
mein ! — baß für diese Ehe auch von Seiten deS Staats
eine gütige Form der Eingehung gewährt werben solle, so ist
damit Alles gewahrt , was jeder verlangen kann . Aber wegen
des höchst seltenen Falles , daß ein einzelner Staatsbürger in
der Lage ist , daß die Kirche die von ihm beabsichtigte Ehe
nicht einsegnen kann oder will , oder daß seine religiöse Ueber-
zeugung mit der kirchlichen Einsegnung nicht übereinstimmt,
ich sage , wegen eines solchen in unserm Lande unter tausend
Fällen kaum einmal verkommenden Falles alle Andern zwin¬
gen zu wollen , die Ehe auch zugleich in bürgerlicher Form
einzugehen , das scheint mir doch zu weit gegangen zu sein.
Ich mache darauf aufmerksam , daß in unserm Lande überall
noch eine so feste Religiosität besteht , daß sich fast Niemand
allein mit der bürgerlichen Form begnügen wird , sondern fast
Alle werden auch die kirchliche Einsegnung für nolhwcndig
halten , und wenn vorher bemerkt wurde , daß die Ehe ein
rein bürgerliches Institut sei , so kann man mit demselben
Rechte auch behaupten , daß sie wesentlich ein kirchliches Insti¬
tut sei. Die ganz wichtige Seite der Moral , die durch die
kirchliche Einsegnung erst ihre vollständige Heiligung erhalt,
macht sie zu einem wesentlich kirchlichen Institute . Der Staat
ist zwar auch bei der Ehe sehr interesfüt und macht von der
gültigen Eingehung derselben bürgerliche Folgen abhängig,

dadurch allein wird sie aber noch nicht zu einem wesentlich
bürgerlichen Institute . Wenn dann gegen den Antrag des
Ausschusses insofern Bedenken erhoben find , a!s wenn durch
denselben mehr , als durch den Antrag der Staatsregierung,
die Nothwendigkeit der bürgerlichen Eingehung für eine jede
Ehe hingestellt würde , so glaube ich, daß eine solche allge¬
meine Nothwendigkeit weit eher aus dem Anträge der Staats¬
regierung gefolgert werden kann . Wir haben das schon hier
von dem Abgeordneten für Jever gehört , welcher sich doch
sonst jeden Antrag der Staatsregierung genau besieht , und
nur mit einem gewissen Mißtrauen davon geht , in diesem
Falle trägt er kein Bedenken , sich dafür zu erklären , weil
seiner Ansicht nach die Nothwendigkeit der bürgerlichen Ehe,
welche er allgemein verlangt , darin enthalten ist. Daß dieses
daraus gefolgert werden kann , zeigt unS also dieses Beispiel,
und ich glaube , auch mancher Andere wird dasselbe daraus
folgern . Da die Staatsregierung eine solche Nothwendigkeit
aber nicht beabsichtigt , so glaube ich, daß wir den Antrag
des Ausschusses vorziehen müssen. Es ist freilich vom Regie-
rungßtische ein Bedenken geäußert worden hinsichtlich des
Wortes : //gesetzlichzulässige" Ehe , weil hiermit auch eine
kirchengesetzlichzulässige Ehe gemeint sein könne . Daß der
Ausschuß dies nicht gemeint hat , kann ich bezeugen , und ich
glaube auch, wenn wir im Allgemeinen im Skaa sgrundgeietz
von „ gesetzlich" zulässigen Eben sprechen , so wirv nur an
bürgerliche Gesetze , und nicht an Kirchengesetze gedacht wer¬
den können . Indessen glaube ich, wenn ein Zweifel in dieser
Beziehung bestehen sollte , daß er sich sehr leicht und einfach
dadurch beseitigen läßt , wenn wir sagen , für jede nach den
bürgerlichen Gesetzen , oder nach den Staatsgesetzen , was
dasselbe ist , zulässige Ehe hat baS Gesetz eine gütige Form
der Eingehung zu gewahren . Wenn ich nur noch zuletzt in
Beziehung auf das Amendement des Abg . v. Finckh mich
äußern darf , so will er zufolge seiner Erläuterung damit
ganz casselbe sagen , welches der Ausschuß mit seinem An¬
träge zufolge der Erörterungen des Berichtes sagen wollte.
Indem es heißt , daß bas Gesetz eine gütige Form der Ein¬
gehung zu gewähren habe , so glaube ich , da hier nur von
Staatsgeletzen die Rede ist , daß nur eine bürgerliche Ein¬
gehung gemeint sein kann , indem Sem Staate auf die kirch¬
liche Form der Eingehung eine Einwirkung nicht zusteht.
Diese richtet sich nach den Dogmen einer jeden einzelnen
Kirche und nach den innerhalb dieser Kirche bestehenden spe¬
ziellen Vorschriften . Ich glaube aber auch , daß wenn gesagt

. wird , es sei eine gütige Form der bürgerlichen Eingehung zu
gewähren , damit Nichts anderes gesagt ist, als waS der Aus¬
schuß mit seinen Worten gesagt hat ; deshalb könnte ich mich
leicht für den Antrag v. Finckh erklären . Ich erlaube mir
schließlich, um jeden möglichen Zweifel zu beseitigen , in Folge
meiner vorherigen Erklärung das Amendement zu stellen, daß
statt : „ gesetzlich zulässig " gesagt werde : „ nach dem Staats-
grundgesctz zulässig . "

Präsident : Mit diesem Ihrem Anträge stimmt zusam-
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men, dgß der Abg. v. Finckh sein Ameüdement dahin modr-
sizirthat - ;

„Für jede staattzgesetzlich zulässige Ehe hat das Gesetz
eine gültige Form der bürgerlichen Eingehung (Civil-
che) zu gewähren."

Abg. Selckmann II . : DaS war mir nicht bekannt; dar¬
nach kann ich mein Amendement zurückziehen.

Präsident : Der Abg. Morell  hat daS Wort.
Abg. Morell : Zch verzichte jetzt auf das Wort.
Abg. Böckel : Meine Herren! Wenn der Abg. Selck-

mann  behauptet, daß in unserem Lande die Religiosität noch
weit verbreitet sei, so will ich das gern annehmen; wenn er
aber daraus die Folgerung zieht, daß deshalb auch die Leute
,m Allgemeinen die kirchliche Trauung forderten, so muß ich
dem widerstreiten. Ich kenne manchen sehr religiösen Mann,
der s>ie kirchliche Trauung bei der Ehe nicht für die Haupt¬
sache hält. Wenn er weiter auszuführen sucht, und die Hei¬
ligkeit der Ehe mit dieser kirchlichen Trauung in Zusammen¬
hang bringt̂ so weis ich nicht, daß in den Staaten , wo die
Civilehe befiehl, etwa unglücklichere oder schlechtere Ehen be¬
stünden, als da, wo die kirchliche Trauung nach den Gesetzen
noch gefordert wird. Wenn der Abg. Selckmann  ferner
behauptet,, daß unser Land die Civilehe nicht verlange, si>
n̂ ag das in gewisser Beziehung richtig sein, weil die Sache
hier noch nicht bekannt genug ist; ich weise Sie aber auf
das Beispiel anderer Länder hin, wo die Civllehe eingeführt
ist und frage Sie , ob Ihnen Länder bekannt sind, wo die
Leute wünschen, daß die emgeführle Civilehe wieder aufge¬
hoben werde; ich glaube, die Leute würden sie sich da durch¬
aus nicht nehmen lassen. Für den Antrag der Slaatsrcgicrung
zu stimmen ist schwierig nach der Erklärung des Hrn. Regie¬
rungs-Kommissars, obgleich ich nichl wohl glaube, daß mit
Recht ein solcher Artikel so erklärt werden kann, daß, wenn
cs heißt: „die Civilehe soll nach Maßgabe eines besondern
Gesetzes eingeführt werden" , darin nicht der Gedanke einer
allgemeinen Einführung, sondern die Beschränkung liege, baß
die Civilehe nur in gewissen Fällen stallfinden sollte.

Abg. Selckmann H. : Ich bitte um's Wort.
(Zuruf : Schluß ! Schluß!)

Präsident : Der Abg. Selckmann  II . !
Abg. Selckmann II.: Meine Herren, wenn meiner Be¬

hauptung, baß in unferni Lande die überwiegende.Mehrzahl
so viel Religiosität besitze, um die kirchliche Eingehung für,
nothwendig zu halten, der Abg. Böckel die Behauptung
entgegengestellthat, daß er sehr viele religiösgesinnte Männer
kenne, die die kirchliche Trauung nicht für nöthig halten, so
darf ich darauf aufmerksam machen, daß bei weitem die über¬
wiegende Mehrheit unseres Landes sich entweder zur katholi¬
schen ober zur evangelischen Confession bekennt, und mir sind
auch die Bestimmungen der evangelischen Kirche hinreichend
bekannt, um zu wissen, daß nach den Grundsätzen derselben
zur Gültigkeit einer Ehe auch die kirchliche Trauung unbe¬
dingt nothwendig ist. Hinsichtlich der katholischen Küche

glaube ich diese Etklärung kaum abgeben zu brauchen. In¬
sofern also glaube ich, war meine Behauptung am Platz,
weil Zeder, der sich zu diesen beiden Kirchen bekennt, auch
die kirchliche Trauung für nothwendig Hallen muß. Ob in
andern Staaten , wo die Civilehe besteht, man sie sich nehmen
lassen will oder nicht, das mit einer solchen Bestimmtheit zu
behaupten, wage ich nicht und wenn der Abg. Böckel in
dieser Beziehung bestimmte Beweise, liefern kann, so können
wir. das abwarten; soviel kann ich aber mit Bestimmihcit
behaupten, daß man in unserm Lande sich nicht nach Ein¬
führung der Civilehe, nach der Bestimmung, daß ein Jeder
neben der von ihm für nöthig gehaltenen kirchlichen Trauung
auch noch nothwendig den Civilakt vornehmen müsse, daß
man sich nach dieser Bestimmung in unserm Lande nicht sehnt.

Man scheut die vielfachen Belästigungen, welche mit der
doppelten Eingehung der Ehe verbunden sind, denn bei der
Behauptung kann ich mir fester Bestimmtheit beharren, daß
die überwiegende Mehrheit, auch selbst wenn die Civilehe cin-
geführt wurde, dennoch die kirchliche Trauung nebenher auch
vollziehen würde; wir härren also etwas Doppeltes, was
meiner Ansicht nach höchst übeisiüssig ist; denn die kirchliche
Einsegnung ist ein hinreichend scharf bestürmtes Faktum, um
von diesem Faktum die bürgerliche Gültigkeit der Ehe ab-
hangcn zu lassen; und mehr ist nicht nöthig. Deshalb glaube
ich, daß wir neben der allgemeinen Form, in welcher die Ci-
vilche von einem Jeden cingegangen werden darf, auch die
kirchliche Eingehung als eine genügende Form für die bürger¬
liche Gültigkeit der Ehe bestehen lassen können. Ich kann
mich in Beziehung auf diese Ansicht auch auf die Erfahrung
anderer Länderer, ich kann mich beziehen auf England, wel¬
ches ja in so vreltN andern Beziehungen als ein von uns
nachzustrebendes Vorbild hingestellt wird. In England haben
wrr mehre Formen, rn welchen ganz nach Willkühr ein Zeder
eine gültige Ehe eingehcn kann. Und diejenigen Herren, die
sich so sehr für die Freiheit des Einzelnen, für die Freiheit
dcS Individuums begeistern, können denn auch Jedem die
Freiheit lassen, ob er eine kirchliche Ehe eingehen oder sich
blos mir der bürgerlichen begnügen will. H er liegt gar kein
Grund vor, einen Zwang in Beziehung auf die Eingehung
der Civilehe zur Anwendung zu bringen.

Abg. Böckel : Meine Herren. Ich glaube nicht, daß
die Ansichten des Abg. Selckmann  ll . so ganz unbedingt
der Ausdruck des Wunsches des ganzen Landes sind, wie er
das für sich in Anspruch zu nehmen scheint. Ich habe im
Allgemeinen nur dagegen gesprochen, daß die Trauung auf
so verichiedenartigeWeise stausinde. Der, dem cs Bedürfnis; ist,
eine kirchliche Trauung vornehmen zu lassen, kann cs immer thun.
Daß drr Staat um der allgemeinen Gleichheit und Ordnung
willen die Civilehe eiaführt, die für Alle gütig sein soll, ist
keine Beschränkung der Freiheit, denn die Ordnung ist- nie
eine Beichränkung der Freiheit. Wenn ferner der Abgeord¬
nete Selckmann  glaubt , daß in unserm Lande dadurch
dvpp-lte, Schwierigkeiten hervorgerufen würden, daß man



412

Alles in Ordnung zu bringen habe, erst für die Civilehe und
dann für die kirchliche , so glaube ich , sind das keine doppel¬
ten Schwierigkeiten , sondern es wird sogar die Sache erleich¬
tert , daß vom Staat die Papiere in Ordnung gebracht wer¬
den ; selbst in den Staaten , wo noch nicht die (Zivilehe ein-
geführt ist , wo es aber Gesetz ist , daß bei der Cwilbehörde
erst die Papiere vorgezeigt und in Ordnung gebracht werden
und dann der Schein dem Geistlichen vorgezcigt wird , be¬
finden sich die Leute sehr gut und freuen sich, daß sie mit
der staatlichen Behörde , die besser Bescheid weiß , zu thun
haben und nicht mit der geistlichen, wo häufig Versehen ver¬
kommen.

Abg . Wibel II . : Die Debatte über den Gegenstand
scheint mir so total erschöpft zu sein , daß sie sich neuerdings
nur darum dreht , uns klar zu machen , was unsere Mitbür¬
ger in dieser Beziehung wünschen oder nicht wünschen . Hier¬
über , glaube ich, sind wir Alle unterrichtet , und deshalb habe
ich mir nur das Wort erbeten , um den Schluß der Debatte
zu beantragen.

Präsident : Es hat sich Niemand zum Worte gemeldet,
ich schließe die Berathung , vorbehaltlich des letzten Worts
deS Herrn Berichterstatters.

Berichterst . Rüder : Ich kann mich im Ganzen auf
dasjenige beziehen , was der Abgeordnete Selckmann,  na¬
mentlich in seiner vorletzten Rede , gesagt hat , in welcher rr,
wie ich glaube , den Standpunkt des Ausschusses einigerma¬
ßen erschöpfend gezeichnet hat . Wenn hier allerdings darüber
hin - und hcrzesprochen ist , was das Volk will , so hat es
mich nicht gewundert . Die Volksmänner im eminenten
Sinne sagen häufig : das Volk will , wenn sie bezeichnen
wollen , was ihr eigner Wille ist , und dem gegenüber konnte
ebensogut gesagt werden , was auf der andern Seile für den
Willen des Volks gehalten wird . Aber „die Völker  wol¬
len " , hat sogar ein Redner gesagt und daS geht denn doch
wohl etwas zu weit , wo wir es nicht einmal mit einem gan¬
zen Volke , sondern nur mit einem Partikelchen eines solchen
zu thun haben . Zn andern Ländern  will man diese
oder jene Erfahrung gemacht haben ; der Ausschuß hat nur
von den Beunruhigungen gesprochen , welche im Fürstenlhum
Lübeck und im Herzogthume hervorgerufen werden könnten
für diejenigen , welche das Institut der Civilehe , auch in den
Wirkungen , welche gut und anzuerkennen sind , nicht billigen
oder vollständig anerkennen . Es ist möglich , daß in Folge
der Beunruhigungen , welche dieser Satz , obgleich nur auf
dem Papiere bestehend, bereits wirklich hervorgerufen hat , in
den letzten Jahren darüber etwas mehr Aufklärung verbreitet
ist, was Civilehe sei; aber dessenungeachtet hat der Ausschuß
wohl nicht zuviel gesagt , wenn er behauptet , im Hcrzogthum
Oldenburg und im Fürstenlhum Lübek werde die Mehrzahl
die C -vilehe nicht verlangen ; aber für Alle , die sie nicht ver¬
langen , welche die kirchliche Trauung für ein notbwendiges
Erforderniß halten , für welche sie eine Gewissensbedingung

ist, tritt eine Erschwerung ein, wenn der Zwang,  den die
Abgeordneten für M >er hier wollen , bcibehalten wird , daß
in allen Fällen die bürgerliche Ehe eingegangcn werden müsse.
Es könnte darin vielleicht noch minder Bedenkliches liegen,
wenn sich nicht mitunter fände , daß der eine Theil es für
nothwendig hält , neben der bürgerlichen Ehe noch eine kirch¬
liche Trauung hergehen zu lassen , der andere Theil aber
nicht. Für diesen Fall hat die vorgängige Eingehung der
bürgerlichen Ehe für den einen Theil immer etwas Beunru¬
higendes und die Ehe wird im Gewissen desselben als nicht
vollgiltig gelten , wenn die kirchliche ausbleibt ; der andre
Theil aber wird alle bürgerlichen Rechte und Folgen für sich
in Anspruch nehmen dürfen , und was daS bedeutet , m. H .,
wissen Sie , meines Erachtens müssen derartige Gründe ge¬
gen Beibehaltung des Satzes über die Civilehe in der Weise,
wie wir ihn bisher gehabt haben , sprechen, für dessen Beibe¬
haltung aber auch nur 2 Stimmen hier laut geworden sind.
Die verschievenen Ansichten über den AuSschußanlrag unter
Nr . 25 . sind ausführlich dargelegt worden ; ich gestehe, daß,
wenn ich blos nach meiner individuellen Auffassung der
Sache gehe, ich dem Rcgierungsantrage nach den gepflogenen
Erörterungen weniger fremd mich aussprechen würde , als ich
eS im Ausschüsse gethan habe. Wie die .Sache aber liegt,
hat der Ausschuß wesentlich aus einem Grunde sich nicht für
den Negierungsanirag ausgesprochen , dessen präciser Ausdruck
jetzt, m dem durch den Selckmann ' schen Vorschlag amendirlen
Antrag des Abg . v. Finckh vorliegt . Ich für meine Per¬
son werde für dieses Amendement stimmen , ohne natürlich
deshalb etwas für den Ausschuß erklären zu können.

Präsident : Es ist in Betreff deS Ausschuß - Antrages
Nr . 25 ., und ebenfalls , nehme ich an , in Betreff des Amen¬
dements des Abg . v. Finckh auf namentliche Abstimmung
angetragen . Ist der Antrag unterstützt?

(Zuruf : Za , Za !)

Er ist hinlänglich unterstützt . — Es liegen zum Art . 81.
des Staatsgrundgesetzes mehrere Anträge vor , ich würde die¬
selben in folgender Ordnung zur Abstimmung bringen . Zu¬
erst Nr . 24 . des Ausschuß -Berichtes , dann Nr . 27 . daraufNr . 25.
und zuletzt Nr . 26 . Mit Annahme der Anträge Nr . 27 . und 25.
oder des Amendements desAbg . von Finckh , welches vor dem
AuSschußanlrag Nr . 25 . zur Abstimmung kommt , wäre der
Antrag der Staatsregierung auf Aufnahme des Art . 213 . des
Entwurfs in ' s Staatsgrundgesctz als erledigt anzusehen . Ich
bringe demnach den Antrag des Ausschusses unter Nr . 21.
zur Abstimmung . Er lautet:

„Der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß nach dem Vorschläge der Slaatsregierung der
1. Absatz deS Art . 81 . gestrichen werde . "

welcher lautet:

„die bürgerliche Gültigkeit der Ehe soll nur von Voll¬
ziehung des CwilactS abhängig sein. Die kirchliche
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Trauung kann nur nach Vollziehung deS Civilactö
stattsinden ."

Ich ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche wol¬
len, daß der Antrag des Ausschusses unler Nr . 24 . angenom¬
men werde , sich zu erheben . —

(Tie Mehrheit erhebt sich.)

Ich bitte stehen zu bleiben einen Augenblick . —
Der Antrag ist gegen 9 Stimmen angenommen.
Ich bringe den Antrag Nr . 27 . zur Abstimmung . Er

lautet:
„der Landtag wolle beschließen, daß der Art . 246 . deS
Staaksgrundgesetzes zu streichen sei. "

Der Art . 246 . des Staatsgrundgesetzes lautet : „die Ei-
vilehe ist einzuführen ." Ich ersuche diejenigen Herren Abge¬
ordneten, welche wollen , daß der Art . 246 . deS Staatsgrund-
gesetzes gestrichen werde , sich zu erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich. )
Der Antrag ist gegen 10 Stimmen angenommen.
Ich bringe den Berbesserungsantrag des Abg . v. Fin ckh

zur Abstimmung . Er lautet:
„für jede staatS -gesetzlich zulässige Ehe hat daS Gesetz
eine gültige Form der bürgerlichen Eingehung (Civil-
ehe) zu gewähren ."

Mit der Annahme dieses Verbesserungsantrags des Abg.
v. Finckh ist der Ausschußantrag unter Nr . 25 erledigt.
Ich ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche wollen,
daß der eben verlesene Vgrbefferungsantrag angenommen
werde, sich zu erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich.)
Ich muß bitten , daß die Herren sich setzen, cs ist auf

namentliche Abstimmung angetragen.

Abg . Mölltng : Ich kann jetzt auf die namentliche
Abstimmung verzichten, da das Resultat schon klar ist.

Präsident : Ich ersuche diejenigen Herren , welche
nicht wollen , daß der Verbesserungsantrag des Abg . von
Finckh angenommen werde , sich zu erheben. —

(Die Minderheit erhebt sich.)
Der Antrag ist gegen 6 Stimmen angenommen.
Ich bringe den Antrag Nr . 26 . zur Abstimmung , er

lautet:

„der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß nach dem Vorschläge der Stamsrcgierung der
3 . Absatz des Art . 81 . gestrichen werde ."

Der Absatz lautet:
„bis zur Erlassung der nach diesem Artikel erforderli¬
chen nähern gesetzlichen Bestimmung bleiben die jetzt
geltenden Gesetze in Krast ."

Ich ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche die¬
sem Anträge nicht beüreten wollen , sich zu erheben.

(Die Minderzahl erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen . —

29.

Art . 82 . , soweit daran der Antrag Nr . 28 . des Aus¬
schusses geknüpft ist, ist ausgesetzt b>S zur weitern Berathung
des Art . 73 . des StaatSgrundgesetzes , dagegen wird Nr . 29.
der Ausschuß -Anträge zur Berathung kommen können . Ich
ersuche den Herrn Berichterstatter , auf S . 31 . deS Berichts
sortzufahren.

Berichterst . Rüder : (Liest : „der letzte Satz des Art . 82.
mit dem Anträge Nr . 29 .)

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand das Wort?
Da das nicht der Fall ist , gehen wir zur Abstimmung . Es
ist von der Großhcrzoglichen Staais - Regierung beantragt,
dem letzten Satze des Art . 82 . des Staatsgrundgesetzes , wel¬
cher lautet:

„Jedoch wird das in Angelegenheit der katholischen
Kirche bisher geübte landesherrliche Placet und Visum
hiermit aufgehoben ."

folgende Fassung zu geben:
„Das in Angelegenheiten der katholischen Kirche geübte
landesherrliche Placet und Visum bleibt aufgehoben ."

Der Ausschuß hat sich mit dem Anträge der Großher¬
zoglichen Staatöregierung einverstanden erklärt . Ich ersuche
diejenigen Herren Abgeordneten , welche diejem Anträge nicht
beitreten wollen , sich zu erheben.

(Niemand erhebt sich. )
Der Antrag ist angenommen.
Ich ersuche den Herrn Berichterstatter sortzufahren.

Berichterst . Rüder : (Liest : „ Schließlich hat , u . s. w.
bis zum Ende des Berichts Nr . 55.

Präsident : Wünscht dieserhalb Jemand das Wort ? —
Ich bringe den Antrag zur Abstimmung . Ich ersuche dieje¬
nigen Herren Abgeordneten , welche dem eben verlesenen An¬
träge des Ausschusses Nr . 30 . nicht beitreten wollen , sich zu
erheben.

(Niemand erhebt sich.)
Der Antrag ist angenommen und damit die Berathung

des AuSschußderichts über den 5. Abschnitt des Staalsgrund-
gcsetzes erledigt bis auf Antrag 1. des Berichts . Der Bericht
in Bezug auf Antrag 1. ist bereits gestern verlesen . Ich er¬
öffne die Berathung deshalb . Da Niemand das Wort be¬
gehrt , bringe ich den Amrag Nr . 1. des Berichts zur Ab¬
stimmung ; er beantragt in Uebercinstimmung mit der Staats-
rcgierung:

Es möge die Ueberschrift künftig lauten : „Von den
Religionsgesellschaften . "

Ich ersuche diejenigen Herren Abgeordneten , welche die¬
sem Anträge nicht beitreten wollen , sich zu erheben.

(Niemand erhebt sich.)

Der Antrag ist angenommen . Es wird bei der vorgerückten
Zeit nicht thunlich sem, auf den ferneren Ausschußbencht , be¬
treffend den 6 . Abschnitt des StaatSgrundgesetzes , noch beute
einzugehen . Ich zeige der Versammlung an , daß die stcno-
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graphischen Auszeichnungen über die heutige Sitzung nicht
morgen , sondern Moniag früh im Vorzimmer des Sitzungs¬
saales auslirgen werden . Die nächste Sitzung wird am

Montag 11 Uhr statifinden und ich setze auf die Tagesord¬
nung den ferneren Bericht deS RcvisionsausschusseS über den

6 . Abschnitt deS Staatsgrundgesetzes : " Von den Unterrichts»
und Erziehungsanstalten ."

Die heurige Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung 1 ^ Uhr .)

Namens der Redactions - Commission:

Nieberding.

Schnellpreffendruck von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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